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VORSITZ: ROBERTO GUALTIERI
Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und Währung

(Die Sitzung wird um 15.05 Uhr eröffnet.)

Vorsitzender. – Ich begrüße nun Mario Draghi, den Präsidenten der Europäischen
Zentralbank, anlässlich des vierten geld- und währungspolitischen Dialogs im Europäischen
Parlament. Der letzte derartige Dialog fand bekanntlich am 26. September statt. Zudem fand
in der letzten Woche mit Präsident Draghi eine Debatte im Plenum statt und der Bericht des
Parlaments über den Jahresbericht der EZB wurde mit großer Mehrheit angenommen. Das
Parlament bekräftigte in diesem Bericht seine Unterstützung für die Geld- und
Währungspolitik der EZB und bestätigte, dass die von der Bank ergriffenen Maßnahmen im
Einklang mit ihrem Mandat zum Erhalt der Preisstabilität, zum Schutz des Euro-Raums vor
Inflationsrisiken und zur Erneuerung des Wirtschaftswachstums stehen. Gleichzeitig wird in
der Entschließung des Parlaments betont, dass die Geld- und Währungspolitik durch
entschlossene Maßnahmen in anderen Politikbereichen begleitet werden muss, nämlich durch
sozial ausgewogene Strukturreformen und eine wachstumsfördernde Haushaltspolitik.

Der geld- und währungspolitische Kurs der EZB hat sich seit dem letzten Dialog nicht
verändert. Seit dem im vergangenen März verabschiedeten Beschluss wird weiterhin durch
politische Maßnahmen gewährleistet, dass günstige Finanzierungsbedingungen herrschen und
die Dynamik des Wirtschaftsaufschwungs gefördert wird, der voraussichtlich mit einem
gemäßigten aber stetigen Tempo voranschreiten wird. Im Anschluss an die Sitzung des EZB-
Rates vom 20. Oktober 2016 bestätigte Präsident Draghi, dass das Programm zum Ankauf
von Vermögenswerten in der Höhe von monatlich 80 Mrd. EUR bis Ende März 2017 oder
gegebenenfalls auch weiter verlängert werden soll. Entsprechend hoch sind die Erwartungen
in Bezug auf die nächste Sitzung des EZB-Rates am 8. Dezember, bei der die mögliche
Verlängerung des Programms zum Ankauf von Vermögenswerten nach März 2017 auf der
Grundlage von aktualisierten makroökonomischen Projektionen bewertet wird, und die dort
getroffenen Beschlüsse.

In der heutigen Sitzung stellt Präsident Draghi wie gewohnt den Standpunkt der EZB in
Bezug auf wirtschafts- und währungspolitischen Entwicklungen vor. Er wird auch auf zwei
Themen eingehen, die von den Koordinatoren des Ausschusses für Wirtschaft und Währung
in der Vorbereitung dieses geld- und währungspolitischen Dialogs ausgewählt wurden,
nämlich die Folgen der Negativzinssätze für die Rentabilität von Banken und die
Funktionsweise des Transmissionsmechanismus für unkonventionelle geldpolitische
Maßnahmen im Euro-Raum. Wir haben zur Vorbereitung dieser zwei Themen angesehene
Fachleute befragt. Präsident Draghi wird insbesondere auch auf die wirtschaftlichen und
finanziellen Auswirkungen des Brexit auf den Euro-Raum eingehen. Es stehen also zahlreiche
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interessante Themen zur Diskussion und wir freuen uns auf Ihre Ausführungen, Präsident
Draghi. Ich erteile Ihnen hiermit das Wort.

1-004-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft und Währung, sehr geehrte Damen
und Herren, ich freue mich, nur eine Woche nach der Plenardebatte zu den Tätigkeiten der
EZB im Jahr 2015 wieder im Europäischen Parlament sein zu dürfen. Es ist mein letzter
Besuch in diesem Jahr und daher eine gute Möglichkeit, sich mit bevorstehenden
Herausforderungen auseinanderzusetzen.
Die Wirtschaft des Euro-Raums hat sich im Jahr 2016 trotz der Unsicherheiten, die aus dem
wirtschaftlichen und politischen Umfeld stammen, als widerstandsfähig erwiesen. Die
Inflation ist langsam wieder gestiegen und die geld- und währungspolitischen
Stimulationsmaßnahmen der EZB trugen wesentlich zur Erholung bei, die aktuell stattfindet.
In meinen heutigen Ausführungen werde ich zunächst auf die bevorstehenden
Herausforderungen auf globaler und EU-Ebene eingehen. Danach werde ich mich auf
Ersuchen des Ausschusses mit den nach wie vor ungewissen Folgen des Brexit und ihrer
Bedeutung für den Binnenmarkt beschäftigen.

Es ist davon auszugehen, dass sich die Erholung der Weltwirtschaft fortsetzen wird,
wenngleich das Wachstum weiterhin geringer ausfallen wird als vor der Krise. Obwohl es
Zeichen der Widerstandsfähigkeit gibt, ist die Weltwirtschaft erheblichen politischen und
wirtschaftlichen Unsicherheiten ausgesetzt. In diesem Zusammenhang kam man bei den
Jahrestagungen 2016 der Weltbank und des IWF unter anderem zu der Schlussfolgerung, dass
die Geld- und Währungspolitik alleine nicht ausreicht. Sie kann alleine kein nachhaltiges und
ausgewogenes Wachstum schaffen. Um die Wirksamkeit der Geld- und Währungspolitik zu
erhöhen, sind fiskal- und strukturpolitische Maßnahmen erforderlich, mit denen ein stärkeres
und stärker integriertes Wachstum erreicht wird.

Die Wirtschaft des Euro-Raums expandiert nach wie vor mit einem gemäßigten aber stetigen
Tempo, obwohl die negativen Auswirkungen der globalen wirtschaftlichen und politischen
Unsicherheiten spürbar sind. Dieser langsame Aufwärtstrend dürfte anhalten, was nicht
zuletzt unseren geldpolitischen Maßnahmen zu verdanken ist. Insbesondere unsere sehr
niedrigen Leitzinssätze, die günstigen Vergabekonditionen unserer gezielten längerfristigen
Refinanzierungsgeschäfte und unsere laufenden Ankäufe von Vermögenswerten haben zu
niedrigeren Fremdkapitalkosten geführt. Unternehmen profitieren von besseren Konditionen,
wenn sie Kredite bei Banken aufnehmen und Aktien oder neue Anleihen ausgeben. Auch
kleinere Unternehmen profitieren, da sie niedrigere Fremdkapitalkosten an Banken bezahlen
und die Banken über höhere Kapazitäten zur Kreditvergabe verfügen, während größere
Unternehmen verstärkt auf die Finanzierung durch die Finanzmärkte setzen.

Diese günstigen Konditionen tragen zu höherem Konsum und mehr Investitionen bei. Das
zeigt sich in der kontinuierlichen Verbesserung der Kreditversorgung für Haushalte und
Unternehmen. Dennoch wären die geldpolitischen Maßnahmen noch wirksamer, wenn
politische Entscheidungsträger sie durch entschlossene Maßnahmen ergänzen würden.
Herausforderungen wie ein niedriges Produktivitätswachstum, Altlasten im Bankensektor und
die begrenzten Fortschritte bei den Strukturreformen müssen rasch bewältigt werden. Dadurch
könnte die Produktionslücke schneller geschlossen und das Wachstumspotenzial erhöht
werden, was zu einer höheren Beschäftigung führt.

Mir ist bewusst, dass sich die Aufmerksamkeit der politischen Entscheidungsträger verlagert
hat. Unmittelbar nach der Finanzkrise lag der Schwerpunkt der europäischen Debatte darauf,
dass die Wirtschafts- und Währungsunion vollendet werden muss. Seitdem haben sich die
Rahmenbedingungen geändert. Heute konzentriert sich Europa stärker auf Sicherheit. Die
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Einheit und das gemeinsame Handeln der europäischen Staaten sind bei beiden Themen
erforderlich. Allerdings dürfen wir nicht vergessen, dass eine starke und widerstandsfähige
Wirtschaft dazu beiträgt, dass Europa sich besser schützen kann. Und zu diesem Zweck ist es
erforderlich, dass die Schwachstellen der Wirtschafts- und Währungsunion, die aus ihrer
Unvollständigkeit erwachsen, beseitigt werden. Aus der Krise können wir eine wichtige Lehre
ziehen, nämlich dass ein halbfertiges Haus nicht stabil, sondern brüchig ist. Daher müssen
Fortschritte bei allen Unionen erzielt werden, die im Bericht der fünf Präsidenten genannt
werden.

Dieser Ausschuss trägt wesentlich dazu bei, die Widerstandsfähigkeit des Finanzsektors der
Europäischen Union zu stärken und die Bankenunion zu vollenden. Zu diesem Zweck sind bei
den derzeitigen Legislativvorhaben solide Fortschritte notwendig. Das Europäische Parlament
spielt zudem eine wesentliche Rolle, was die vorgeschlagene Überarbeitung der gesetzlichen
Eckpfeiler des einheitlichen Regelwerks betrifft: die Richtlinie über die Sanierung und
Abwicklung von Kreditinstituten, die Eigenkapitalverordnung (CRR) und die
Eigenkapitalrichtlinie (CRD IV).

Auf Ihren Wunsch hin möchte ich nun in einiger Ausführlichkeit auf die Folgen des Brexit
eingehen. Sowohl für den Euro-Raum als auch für das Vereinigte Königreich stellte der
Binnenmarkt bislang ein grundlegendes Gut sowie ein Positivsummenspiel dar. Die
Annäherung der europäischen Volkswirtschaften hat der Europäischen Union ermöglicht,
Effizienzgewinne zu erzielen und der Nachfrage besser gerecht zu werden. Für Sektoren wie
den Finanzdienstleistungssektor stellt es einen wesentlichen Erfolgsfaktor dar, auf einem gut
vernetzten, unionsweiten Markt tätig sein zu können. Zudem erhalten Unternehmen durch den
Binnenmarkt die Möglichkeit, von mehreren, sich gegenseitig ergänzenden Standorten in der
EU zu profitieren und Teil der europäischen Wertschöpfungskette zu sein. Darüber hinaus
wird durch den freien Personenverkehr sichergestellt, dass die Menschen dort nach Arbeit
suchen können, wo aufgrund von Agglomerationseffekten vermehrt wirtschaftliche
Aktivitäten stattfinden. Wirtschaftliche Ballungszentren profitieren wiederum davon,
Arbeitskräfte aus der gesamten EU beschäftigen zu können.

Das Vereinigte Königreich zog bisher viele Vorteile aus den engen wirtschaftlichen und
finanziellen Beziehungen innerhalb des Binnenmarkts. In der Tat stammen mehr als 40 % der
ausländischen Wertschöpfung, die aus britischen Ausfuhren resultiert, aus anderen Ländern
der Europäischen Union. Das Vereinigte Königreich stellte innerhalb des Binnenmarkts bisher
eine wichtige Drehscheibe für großvolumige Bankgeschäfte dar. Konkret wird durch die
Einmalzulassung derzeit ermöglicht, dass im Vereinigten Königreich ansässige Banken die
restliche Europäischen Union bedienen können, ohne dazu Tochtergesellschaften in anderen
Mitgliedstaaten gründen zu müssen, und umgekehrt. Dadurch können signifikante
Einsparungen in Bezug auf Kapital und Liquidität erzielt werden.

Sollte auf lange Sicht das Risiko eintreten, dass die britische Wirtschaft weniger offen für
Handel, Migration und ausländische Direktinvestitionen wird, würde sich dies negativ auf die
Innovation und den Wettbewerb und somit auch auf die Produktivität und das
Produktionspotenzial auswirken. Derartige Entwicklungen würden in erster Linie die
Wirtschaft des Vereinigten Königreichs belasten. Sie würden zwar auch zu begrenzten
negativen Ausstrahlungseffekten auf den Euro-Raum führen, vermutlich jedoch in einem
geringeren Ausmaß. Die Gesamtauswirkungen fallen allerdings von Land zu Land
unterschiedlich aus und hängen von den jeweiligen Handelsbeziehungen zum Vereinigten
Königreich ab.

Bisher hat der Euro-Raum die Folgen des Referendums mit erfreulicher Widerstandsfähigkeit
bewältigt, was nicht zuletzt den Vorbereitungen der Zentralbanken und der Aufsichtsorgane
auf beiden Seiten des Ärmelkanals zu verdanken ist. Durch das Ergebnis des Referendums
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nahm die Risikobereitschaft zeitweise erheblich ab, aber diese Marktreaktion war von kurzer
Dauer und die Vermögenspreise erholten sich in den darauffolgenden Wochen zum größten
Teil wieder. Auch der für den Euro-Raum geltende Indikator der wirtschaftlichen
Einschätzung sowie der ISM-Einkaufsmanagerindex erholten sich im September und Oktober
wieder, nachdem sie im August zurückgegangen waren.

Die Wirtschaft des Vereinigten Königreichs erwies sich ebenfalls als relativ widerstandsfähig,
was insbesondere durch das Wachstum der Konsumausgaben bedingt ist. Dennoch scheint
sich die Verunsicherung negativ auf Investitionen und das britische Pfund auszuwirken.
Generell ist damit zu rechnen, dass sich die Wirtschaftstätigkeit im Vereinigten Königreich
verlangsamen wird.

Es ist schwierig, die wirtschaftlichen Folgen des Austritts des Vereinigten Königreichs aus
der Europäischen Union präzise vorherzusagen. Sie werden insbesondere vom zeitlichen
Ablauf, Fortschritt und Endergebnis der bevorstehenden Verhandlungen abhängen. Daher ist
es wichtig, so rasch wie möglich Klarheit über den Verhandlungsprozess zu schaffen, um die
Unsicherheiten zu verringern. Eines muss ich jedoch klarstellen. Auch wenn das britische
Referendum Verunsicherung in Bezug auf die Beteiligung des Landes am Binnenmarkt
ausgelöst hat, dürfen beim Binnenmarkt keine Rückschritte gemacht werden. Es ist
unerlässlich, dass seine Integrität sowie die Einheitlichkeit und die Durchsetzung der
Rechtsvorschriften gewahrt bleiben. Das bedeutet auch, dass wir keine rückwärtsgewandten
Schritte unternehmen dürfen, was den Regulierungs-, Aufsichts- und Überwachungsrahmen
für Banken und die Finanzmarktinfrastrukturen betrifft, der seit 2008 erheblich gestärkt
wurde.

Tatsächlich ist es unerlässlich, den Binnenmarkt weiter zu stärken und voranzutreiben. Im
Bereich der Finanzdienstleistungen wurden bereits maßgebliche Fortschritte erzielt. Der
Binnenmarkt für Finanzdienstleistungen wurde durch das einheitliche Regelwerk für Banken
und durch gemeinsame Aufsichtsbehörden gestärkt. Innerhalb des Euro-Raums wurden
Fortschritte bei der Bankenunion erzielt. Wie bereits gesagt befinden wir uns noch nicht am
Ende dieses Prozesses. So könnte beispielsweise durch die Integration der Finanzmärkte in
einer voll ausgebauten Kapitalmarktunion ermöglicht werden, dass europäische Unternehmen
auf vielfältigere Finanzierungsquellen zurückgreifen können. Zudem würde dadurch die
private Risikoteilung gefördert, was die Widerstandsfähigkeit der europäischen Wirtschaft
stärken könnte.

Lassen Sie es mich zusammenfassen. Es ist als ermutigendes Zeichen zu werten, dass die
Befürwortung der europäischen Integration nach jüngsten Meinungsumfragen seit dem
britischen Referendum gestiegen ist, obwohl viele das Gegenteil erwartet haben. Dennoch
sind daraus einige Lehren zu ziehen. Die wichtigste Lehre ist, dass die Europäische Union die
Ziele verwirklichen muss, die aus Sicht der Bürger wesentlich sind, um das Vertrauen in das
europäische Projekt wieder zu stärken. Darüber hinaus muss das europäische Projekt auf
einem starken wirtschaftlichen Fundament beruhen, um der weitverbreiteten Verunsicherung
und insbesondere den wirtschaftlichen Unsicherheiten begegnen zu können. Für die
Wirtschaft des Euro-Raums bedeutet das, dass die Erholung gefördert und die Stabilität des
Finanzsystems gewahrt werden muss und dass die noch bestehenden Schwachstellen der
Währungsunion beseitigt werden müssen. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, ich freue
mich nun auf die Diskussion.

1-005-0000

Burkhard Balz (PPE). – Präsident Draghi, vielen Dank, dass Sie heute erneut hier sind. Bei
unserem letzten Dialog im September stellte ich eine Frage bezüglich der Konsequenzen eines
potenziellen Brexit und ihrer Einschätzung seiner langfristigen geldpolitischen und
wirtschaftlichen Folgen. Ich denke, Sie stimmen mir zu, dass weiterhin große Verunsicherung
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herrscht, auch im Hinblick auf das Verfassungsreferendum in Italien am nächsten Sonntag.
Ministerpräsident Renzi hat seine Zukunft als Ministerpräsident vom Ergebnis des
Referendums abhängig gemacht. Da sich das italienische Bankensystem gelinde gesagt nicht
im besten Zustand befindet, werden die Entwicklungen in Italien nicht nur von der Politik,
sondern auch im Wirtschafts- und Finanzsektor genau verfolgt. Meine Frage lautet also: Sind
Sie besorgt über die möglichen Auswirkungen, die ein negatives Referendumsergebnis auf die
Stabilität des italienischen Bankensystems haben könnte?

Ein weiteres wichtiges Thema der letzten Wochen war der Sieg Donald Trumps bei der
Präsidentschaftswahl in den USA, der mit weiterer Unsicherheit und großer
Unvorhersehbarkeit verbunden ist. Es gibt ernsthafte Bedenken, was die Auswirkungen auf
den internationalen Handel sowie auf das Wirtschaftswachstum und die Finanzmarktstabilität
der Europäischen Union betrifft. Teilen Sie diese Bedenken und wenn ja, wie sind die Folgen
für das Wirtschaftswachstum und die Finanzmarktstabilität einzuschätzen?

1-006-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Wenn wir die aktuellen
Ereignisse betrachten, so ist relativ klar, dass geopolitische Unsicherheit die größte
Unsicherheitsquelle für die kommenden Monate darstellt. Das Muster, das wir bisher
erkennen können, deutet auf kurz anhaltende, starke Reaktionen hin, die jedoch bald wieder
abflauen. Daraus lässt sich vorerst die Schlussfolgerung ziehen, dass die Märkte heute
widerstandsfähiger sind, als es vermutlich noch vor wenigen Jahren der Fall gewesen wäre,
und dass auch Finanzintermediäre nun stärker sind, als es vor einigen Jahren bei derartigen
Preisschwankungen zu erwarten gewesen wäre.

Können wir daraus auch mittelfristige Folgen ablesen? Die Antwort lautet nein. Es handelt
sich hierbei um tiefgreifende Veränderung, die unsere Realität nicht nur in den
bevorstehenden Monaten, sondern in den bevorstehenden Jahren prägen werden, daher ist es
derzeit sehr schwierig, die endgültigen Folgen genau abzuschätzen. Allerdings wissen wir,
dass wir unabhängig von Ereignissen in anderen Teilen der Welt bestimmte Maßnahmen
treffen sollten. Erstens sollten wir die Erholung unserer Wirtschaft weiter vorantreiben, um
sie zu stärken und die Verbesserungen am Arbeitsmarkt zu konsolidieren, indem
Arbeitsplätze geschaffen werden.

In den letzten zwei Jahren wurden mehrere Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen und
darauf sollten wir aufbauen. Zweitens sollten wir den Binnenmarkt weiterentwickeln und
dieses Fundament der EU noch weiter stärken. Drittens sollten wir die Stabilität des
Finanzsystems wahren. In diesem Punkt wurden bereits beträchtliche Fortschritte erzielt und
wir planen in dieser Hinsicht derzeit auf keinen Fall, abbauende oder rückwärtsgewandte
Maßnahmen zu treffen, denn wir sollten die Lehren, die aus der großen Finanzkrise gezogen
wurden, nicht vergessen. Tatsächlich war es der anhaltende, größtenteils in den frühen
2000er Jahren stattfindende Abbau der bestehenden Finanzmarktregulierungen, der zur
großen Finanzkrise führte, und diesen Fehler wollen wir keinesfalls wiederholen. Folgendes
ist also notwendig: stärkeres Wachstum, die Weiterentwicklung des Binnenmarkts, der Erhalt
der Finanzmarktstabilität und der bisher erzielten Fortschritte sowie weitere Verbesserungen
am Arbeitsmarkt.

1-007-0000

Pervenche Berès (S&D). – Herr Draghi, ich habe Ihnen eine schriftliche Anfrage zur Fusion
der London Stock Exchange und der Deutschen Börse zukommen lassen, zu der sich die
Zentralbank, meiner Meinung nach, äußern sollte. Ich hoffe, dass Sie dieser schriftlichen
Anfrage besondere Aufmerksamkeit widmen werden.

Jetzt möchte ich allerdings auf das Thema zurückkommen, das wir bereits in der vergangenen
Woche im Plenum angesprochen haben und welches mein Kollege Burkhard Balz gerade
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noch einmal aufgegriffen hat: Die Auswirkungen des Wahlsiegs Donald Trumps und
mögliche Konsequenzen für die Währungs- und Wirtschaftspolitik.

In der vergangenen Woche haben Sie uns gesagt, dass es schwierig sei, die Auswirkungen
dieser Wahlen und einer eventuellen Zinsanhebung in den Vereinigten Staaten im Vorhinein
abzuschätzen und zu prüfen. Gleichwohl war es erstaunlich, bei den
Jahresvollversammlungen in Washington zu sehen, dass sich alle Schwellenländer Sorgen um
die Bedingungen machten, unter denen diese Zinsanhebung in den USA erfolgen würde, ohne
dabei über die wirtschaftlichen Auswirkungen Bescheid zu wissen, die eine solche für ihre
eigenen Länder hätte.

In gewissem Maße befindet sich Europa, meiner Meinung nach, in derselben Situation. Ich
glaube nämlich nicht, dass der Zustand der europäischen Wirtschaft und deren
Widerstandsfähigkeit bei der Entscheidung der Zentralbank der Vereinigten Staaten, die
Zinsen eventuell anzuheben, wirklich ausschlaggebend sind.

Meine Frage bezieht sich also auf zwei Aspekte. Erstens: Wie schätzen Sie die Auswirkungen
ein, die eine mögliche Zinsanhebung in den Vereinigten Staaten sowohl auf die europäische
Währungspolitik als auch auf die Realwirtschaft in Europa haben könnte? Und zweitens:
Haben Sie seit der Wahl Donald Trumps die Möglichkeit gehabt, sich mit Ihrer US-
amerikanischen Amtskollegin Janet Yellen über die Entwicklung der US-Gesetzgebung und
insbesondere über das Infragestellen des Dodd-Frank Acts auszutauschen?

1-008-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Zunächst ist darauf hinzuweisen,
dass sich die wirtschaftliche Erholung in den USA in einer anderen Phase befindet als jene im
Euro-Raum. In den USA ist sie bereits viel weiter fortgeschritten. Aufgrund dieser
unterschiedlichen Situationen bleibt abzuwarten, wie die Politik der neuen Regierung
aussehen wird, bevor wir die Folgen für die Zinssätze abschätzen können. Ich muss jedoch
hinzufügen, dass es nicht nur auf die Zinssätze ankommt, sondern allgemeiner auf die
sogenannten „Finanzierungsbedingungen“, die auf den Zinssätzen, auf Wechselkursen sowie
anderen Sätzen und Börsenkursen, auf Aktienwerten und Anleihenkursen beruhen. Diese
Entwicklungen sind daher abzuwarten. Wir werden im Dezember bei der geldpolitischen
Sitzung des EZB-Rates die Optionen bewerten, die uns zur Verfügung stehen, um einen
substanziellen geldpolitischen Akkommodationsgrad aufrechtzuerhalten, der notwendig ist,
um mittelfristig eine nachhaltige Konvergenz der Inflationsraten auf einem Niveau unter oder
nahe 2 % zu gewährleisten.

Die Antwort auf Ihre zweite Frage lautet nein. Wir hatten bisher keine Gelegenheit, mit
meinem Gegenüber bei der Federal Reserve zu besprechen, wie die neue Situation zu
bewerten ist. Wir werden jedoch bald einschätzen können, welchen Standpunkt die neue
Regierung in Bezug auf die Regulierung vertritt, da in den kommenden Monaten mehrere
Treffen stattfinden werden, bei denen wir Genaues über diesen Standpunkt erfahren werden,
beispielsweise im Rahmen des Basler Ausschusses für Bankenaufsicht.

1-009-0000

Bernd Lucke (ECR). – Guten Tag, Herr Draghi! Ich werde auf Deutsch sprechen. Sind Sie
soweit?

Ich möchte Ihnen eine Frage zu dem corporate sector purchase programme der EZB stellen,
dem CSPP, das seit Juni 2016 durchgeführt wird. Die EZB hat angekündigt, dass Daten über
dieses Kaufprogramm veröffentlicht werden, und zwar jeweils wöchentlich die Bestände an
Wertpapieren, die sich im Besitz der sechs teilnehmenden Zentralbanken befinden – also der
sechs ausführenden Zentralbanken.
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Nun hat sich herausgestellt, dass auf den Webseiten dieser Zentralbanken zwar wöchentlich
die aktuellen Bestände stehen, dass aber jeweils die alten Daten – also aus den Vorwochen –
überschrieben werden, und dass die Deutsche Bundesbank es auf Anfrage abgelehnt hat,
einem Fragesteller die älteren Bestandsdaten zur Verfügung zu stellen. Ich habe daraufhin
selbst versucht, in meiner Eigenschaft als Europaabgeordneter diese sozusagen historischen
Bestandsdaten zu bekommen, und alle anderen fünf teilnehmenden Zentralbanken – nationale
Zentralbanken – haben anstandslos auch die historischen Daten zur Verfügung gestellt. Die
Deutsche Bundesbank hat es allerdings wiederum nicht getan.

Meine Frage an Sie: Können Sie sich das erklären, weshalb die Deutsche Bundesbank Daten,
die bereits öffentlich waren, die sie selbst dann auf der Webseite überschrieben hat,
interessierten Bürgern nicht zur Verfügung stellt? Und würden Sie sich dafür einsetzen, dass
alle Zentralbanken im EZB-System dieselben Standards an Transparenz einhalten, sodass
auch die Deutsche Bundesbank Daten, die bereits öffentlich waren, interessierten
Fragestellern verfügbar macht?

1-010-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Lassen Sie mich zuerst kurz auf
das Programm zum Ankauf von Wertpapieren des Unternehmenssektors eingehen, das sich
als durchaus erfolgreich erwiesen hat. Aus aktuellen Daten geht hervor, dass die Vergabe von
Krediten an nichtfinanzielle Gesellschaften, d. h. Unternehmen, gegenwärtig auf dem
gleichen Stand ist wie Mitte 2011 und sich daher erhöht hat. Die Kreditvergabe befindet sich
im Großen und Ganzen immer noch auf einem verhaltenen Niveau. Sie steigt jedoch
kontinuierlich an und wir konnten eine Rückkehr zu dem Niveau beobachten, auf dem sie sich
vor fünf Jahren befand.

Die Situation, die Sie in Ihrer Frage beschrieben haben, ist mir nicht bekannt. Ich werde der
Angelegenheit nachgehen und ich kann Ihnen bei Bedarf eine schriftliche Antwort zukommen
lassen. Ich werde dafür sorgen, dass diese Frage geklärt wird, und Sie über die genauen
Gründe für die Situation in Kenntnis setzen.

1-011-0000

Bernd Lucke (ECR). – Wenn ich noch nachfragen darf: Sind Sie nicht aus Prinzip mit mir
einer Meinung, dass alle beteiligten nationalen Zentralbanken dasselbe Ausmaß an
Transparenz gegenüber den Bürgern sichern sollten, und dass es insofern auch an der
Bundesbank wäre, diejenigen Daten zu veröffentlichen, die von anderen Zentralbanken
anstandslos verfügbar gemacht werden?

1-012-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Im Prinzip kann ich auf jeden Fall
zustimmen, aber es bleibt abzuwarten, welche Gründe es für diese Vorgehensweise gibt. Ich
werde Ihnen in dieser Angelegenheit eine vollständige schriftliche Antwort zukommen lassen.

1-013-0000

Bernd Lucke (ECR). – Das würde ich zu schätzen wissen.

1-014-0000

Sylvie Goulard (ALDE). – Der Brexit, die Wahl Donald Trumps in den USA sowie
sämtliche Dossiers, die die Verwaltung des Euroraums nicht behandelt hat, scheinen mir auf
ein und dieselbe Frage hinauszulaufen, nämlich die der Souveränität des Euroraums, der
kollektiven Souveränität eines Raumes mit derselben Währung. Diese Souveränität kann man
sowohl daran messen, welche Kontrolle wir über die Instrumente haben, die die finanzielle
Stabilität in Gefahr bringen könnten – ich denke da zum Beispiel an die Clearingstellen – als
auch an der Rentabilität unserer Banken, der strategischen Existenz eines Bankensektors im
Euroraum, der vom Rest der Welt unabhängig ist.
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Daher zwei konkrete Fragen: Arbeitet die EZB an dieser Frage und könnten wir
gegebenenfalls einen vertieften Dialog mit Ihren Teams führen? Wäre es möglich, eine
strategische Planung anzustellen? Wir führen mit der EZB häufig technische Diskussionen,
die wir hoch schätzen, da sie sehr aufschlussreich sind. Wäre es dennoch auch möglich, diese
Frage der Souveränität aus einer strategischeren Perspektive heraus zu betrachten?

Zweitens: Denken Sie nicht, dass es früher oder später nützlich wäre, auch die
Aufmerksamkeit des Europäischen Rates, also der Staats- und Regierungschefs der
verschiedenen Länder, denen es schwer fällt, als Kollektiv zu denken, auf diese
Herausforderung zu lenken, insbesondere, wie Sie bereits gesagt haben, in Anbetracht der
besonders turbulenten Weltlage?

1-015-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – In den kommenden Monaten und
während der Verhandlungen, die infolge des Ergebnisses des britischen Referendums
stattfinden werden, wird es sicherlich um Fragen der Souveränität gehen, was beispielsweise
den Zahlungsverkehr, die Infrastruktur und das Clearingsystem betrifft. Es bleibt noch
abzuwarten, wie wir in Bezug auf diese Fragen vorgehen werden.

Eines sollte jedoch klar sein. Wir verfolgen eine Standortpolitik für
Zahlungsverkehrssysteme, nicht jedoch für Infrastrukturen des Finanzmarkts. Das hat aber
nichts mit dem Brexit oder der Souveränität des Vereinigten Königreichs zu tun. Der Grund
ist, dass die EZB unter der geltenden Verordnung über europäische Marktinfrastrukturen
(EMIR) einfach kein Mandat für derartige politische Maßnahmen besitzt. Sind Änderungen
daran gewünscht, müssen diese vonseiten des Gesetzgebers – also von Ihnen – vorgenommen
werden, indem die Rechtsvorschriften oder die Satzung der EZB geändert werden.

Sie sprechen jedoch generell ein wichtiges Thema an, denn die Souveränität spielt tatsächlich
in vielen Fragen eine Rolle. Auch wenn es sich dabei eher um ein allgemeines Thema handelt,
müssen wir uns damit auseinandersetzen, wenn wir die vielen Schwachstellen der
Währungsunion schrittweise bewältigen wollen. Es geht darum, wie Länder besser auf die
Bedürfnisse ihrer Bürger reagieren können, indem sie ihre Ressourcen bündeln und ihre
Souveränität in Bereichen, in denen sie es für erforderlich halten, zu einem gewissen Grad
miteinander teilen können oder indem sie alleine handeln. Die Antwort lautet, dass ein
gemeinsames Vorgehen umso effizienter und wirksamer ist, je mehr Staaten von einem
Problem betroffen sind. Ich denke, dass diesen praktischen, pragmatischen Ansatz auch
unsere Gründungsväter verfolgt haben, als die Europäische Union gegründet wurde.

1-016-0000

Marisa Matias (GUE/NGL). – Herr Präsident, Herr Draghi, wir haben hier schon ausführlich
über den Brexit und dessen mögliche Auswirkungen auf den Euroraum, auf die Stabilität des
Euroraums und auf die Europäische Union insgesamt gesprochen.

Nun habe ich die Möglichkeit, ganz direkt eine Frage zu stellen und möchte diese Gelegenheit
auch nicht ungenutzt lassen, denn ich denke, dass wir uns nicht nur auf Fragen wie den Brexit,
sondern auch auf interne Fragestellungen konzentrieren sollten.

In den vergangenen Monaten konnten wir beobachten, dass enorme Spekulationen darüber
angestrengt worden sind, ob die quantitative Lockerung auch nach kommendem März noch
durchgeführt werden wird. Wie Sie wissen, handelte es sich bei diesem Programm um eine
der wenigen europäischen politischen Maßnahmen zur Förderung der Wirtschaft. Leider
haben wir aber auch feststellen müssen, dass die positiven Auswirkungen dieses Programms
von der übermäßigen Konzentration auf Haushaltskonsolidierung und prozyklische
Finanzpolitik gewissermaßen untergraben wurden. Wir haben auch gesehen, dass die
Beteiligung der Zentralbanken beim Kauf von staatlichen Schuldtiteln letztlich die
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Finanzierung von hochverschuldeten Volkswirtschaften, wie im Falle Portugals, ermöglicht
hat.

Immer wenn die EZB eine klare Botschaft verbreitet hat, wurde Stabilität versprochen. Immer
wenn Unsicherheit bestehen bleibt, wird genau das Gegenteil erreicht – Instabilität der
Märkte, Zweifel – und doch wird immer wieder Unsicherheit angefacht, die in vielen Fällen
letztlich dazu führt, dass sich die schlimmsten Szenarien bewahrheiten.
Deshalb, Herr Draghi, möchte ich diese Gelegenheit nutzen, um in Erfahrung zu bringen,
welche Position die EZB genau vertritt. Denn in der Vergangenheit haben Sie gesagt, dass das
Programm beibehalten würde, sofern kein anhaltender Anstieg der Inflation, für welchen eine
Konjunkturbelebung notwendig wäre, zu verzeichnen ist.

Nun konnten wir weder einen Inflationsanstieg noch eine Konjunkturbelebung feststellen. Ich
frage Sie deshalb so direkt wie möglich: Wieso hat die EZB noch nicht die Verlängerung des
Programms der quantitativen Lockerung über kommenden März hinaus angekündigt? Ohne
eine solche stehen wir nämlich kurz vor dem Zusammenbruch der Wirtschaft in den
Peripheriestaaten und das wissen Sie viel besser als ich.

1-017-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Als Antwort auf Ihre Frage
möchte ich erneut darauf hinweisen, dass wir im Dezember bei der geldpolitischen Sitzung
des EZB-Rates die Optionen bewerten werden, die uns zur Verfügung stehen, um einen
substanziellen geldpolitischen Akkommodationsgrad aufrechtzuerhalten, der notwendig ist,
um mittelfristig eine nachhaltige Konvergenz der Inflationsraten auf einem Niveau unter oder
nahe 2 % zu gewährleisten. Wir müssen also abwarten.

1-018-0000

Marisa Matias (GUE/NGL). – Das bedeutet also, dass auf uns noch ein weiterer Monat der
Unsicherheit zukommt.

1-019-0000

Vorsitzender. – Fahren Sie bitte fort, wenn Sie möchten, Sie haben noch Zeit.

1-020-0000

Marisa Matias (GUE/NGL). – Wenn der Präsident keine Antwort darauf geben möchte,
liegt das wohl daran, dass es bereits widersprüchliche Aussagen gegeben hat.

Von den zwei Ausgangsbedingungen, die laut dem Präsidenten dazu führen könnten, dass das
Programm nicht fortgesetzt wird, hat sich keine erfüllt. Deshalb verstehe ich diese
Verzögerung nicht. Ich glaube, dass auch die Bürgerinnen und Bürger nicht verstehen, warum
es eine solche Verzögerung gibt, und dass diese zu großer Instabilität im Euroraum führt, wie
Sie ja wissen. Und doch werden wir weiter in Ungewissheit gelassen.

1-021-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Wir haben diesbezüglich
verschiedene Ansichten. Diese Entscheidung wird im Dezember vom EZB-Rat getroffen und
auf die Voraussetzungen für diese Entscheidung bin ich – wie Sie wissen, wenn Sie mir
zugehört haben – bereits eingegangen. Wenn Sie möchten, kann ich meine Aussage jedoch
wiederholen. Wir werden im Dezember bei der geldpolitischen Sitzung des EZB-Rates die
Optionen bewerten, die uns zur Verfügung stehen, um einen substanziellen geldpolitischen
Akkommodationsgrad aufrechtzuerhalten, der notwendig ist, um mittelfristig eine nachhaltige
Konvergenz der Inflationsraten auf einem Niveau unter oder nahe 2 % zu gewährleisten.

1-022-0000

Marisa Matias (GUE/NGL). – Vielen Dank, Herr Präsident. Ich habe Ihnen eine politische
Frage gestellt und Sie haben mir mit Bürokratie geantwortet. Dennoch vielen Dank.
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1-023-0000

Vorsitzender. – Ihre Redezeit ist vorbei. Es dauert bis dahin nur mehr wenige Tage, wir
werden es also ohnehin bald erfahren.

1-024-0000

Molly Scott Cato (Verts/ALE). – Ich möchte zunächst feststellen, dass ich für
Großbritannien Mitglied der Grünen im Europäischen Parlament bin und einen Beitritt
Großbritanniens zum Euro daher immer abgelehnt habe. Ich hatte dafür vor allem politische
Gründe, weil ich besorgt war, dass die politischen Rahmenbedingungen im Sinne einer
kohärenten Vereinbarung zwischen den Mitgliedstaaten nicht ausreichen, um eine
gemeinsame Währung aufrechtzuerhalten, aber die Situation rund um den Brexit hat mich
zum Umdenken gebracht.

Obwohl ich wie die meisten Briten schon immer eine Anhängerin des britischen Pfunds bin,
halte ich ein Umdenken für wichtig, weil die internationale Glaubwürdigkeit des britischen
Pfunds durch die Entscheidung über den EU-Austritt und insbesondere über den Austritt aus
dem Binnenmarkt geschwächt wurde. Standard & Poor’s hat damit gedroht, das Pfund aus der
Liste der Reservewährungen zu nehmen. Paradoxerweise könnte dies die Glaubwürdigkeit des
Euro erhöhen, aber diesem Effekt wirkt möglicherweise entgegen, dass sich das wichtigste
europäische Finanzzentrum dann nicht mehr in der EU befinden wird.

Ich vertrete weiterhin die Auffassung, dass der Euro schwach bleiben wird, solange für ihn
keine geeigneten politischen Rahmenbedingungen herrschen. Daher bin ich der Ansicht, dass
wir diesbezüglich über ein politisches Vorgehen diskutieren müssen, wobei mir bewusst ist,
dass Sie im Gegensatz zu uns über kein politisches Mandat verfügen. Konkret möchte ich
fragen, ob Arbeitsplätze in der City of London gefährdet sind, wenn eventuell nicht mehr auf
die Zahlungsverkehrs- und Abwicklungssysteme für den Euro zugegriffen werden kann. Um
die politischen Rahmenbedingungen zu schaffen, die für den Erfolg des Euro notwendig sind,
brauchen wir die Bürger selbstverständlich auf unserer Seite. Ich frage mich, welchen
Standpunkt Sie in diesem Zusammenhang vertreten: Sind Sie der Ansicht, dass die Politik in
dieser Angelegenheit stärker aktiv werden sollte, insbesondere angesichts des Aufstiegs
rechtsextremer Parteien, die nicht nur die Europäische Union, sondern auch den Euro als
gemeinsame Währung gefährden?

Wie schätzen Sie außerdem die Auswirkungen der Brexit-Entscheidung auf das britische
Pfund ein? Stimmen Sie mit Standard & Poor’s überein, dass das Pfund nicht mehr zu den
globalen Reservewährungen zählen sollte? Sind Sie der Ansicht, dass der Brexit zu einem
Ende des Euro-Clearings in der City führen wird, und welche praktischen Folgen hätte das für
den britischen Finanzsektor?

1-025-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Sie stellen viele interessante, aber
schwierige Fragen. Bei einigen Fragen bin ich wohl nicht die beste Ansprechperson, da sie –
wie Sie selbst angemerkt haben – nicht in meiner Zuständigkeit liegen. Auf viele Ihrer Fragen
kann ich Ihnen jedoch dieselbe Antwort geben: Wir wissen es nicht. Der Grund dafür ist, dass
wir abwarten müssen, wie die Verhandlungen letztendlich im Detail aussehen werden und wie
lange sie dauern werden. Es ist relativ klar, dass die Unsicherheiten größer werden, je länger
die Verhandlungen dauern.

Gehen wir jedoch einen Schritt zurück. Die gegenwärtige Situation und die Situation in den
vergangenen Jahren haben es der City of London erlaubt, die größten Skaleneffekte im
Finanzdienstsektor zu erzielen, die in der übrigen Welt nur New York erreicht. Wie wird sich
das nun ändern? Wir wissen es nicht. Wird es an einen anderen Ort verlagert werden? Wir
wissen es nicht. Können die beträchtlichen Vorteile, die für die Europäische Union und für
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das Vereinigte Königreich durch diese Skaleneffekte entstanden sind, an einem anderen Ort
wiederholt werden oder wird eine Abwanderung in die USA stattfinden? Wir wissen es nicht.

Zwar setzen wir uns bereits mit all diesen Fragen auseinander, aber es ist auch darauf
hinzuweisen, dass wir auf ein Konzept der britischen Regierung warten, in dem sie
gewissermaßen ihre Standpunkte und Pläne mit ihren Bürgern teilt, und auf die Reaktionen
darauf, bevor wir unsere eigenen Ansichten zu diesem Thema äußern können.

1-026-0000

Marco Valli (EFDD). – Neuerdings spricht man nicht nur über das Referendum in Italien,
sondern auch über die Bundespräsidentenwahl, die am selben Tag, dem 4. Dezember,
stattfinden wird. Gerade in der letzten Woche erklärte der Kandidat der Freiheitlichen Partei
Österreichs (der bei Umfragen bei mehr als 50 % liegt), dass Österreich – sollte Europa seinen
sehr zentralistisch geführten Weg weiter verfolgen – sich mit ihm als Kandidaten und dann als
Bundespräsidenten gezwungen sehen wird, eine Volksabstimmung über den Verbleib in der
Europäischen Union durchzuführen.

Angesichts dieser Erklärungen einer Person, die bei den Umfragen bei über 50 % liegt und
möglicherweise Österreich regieren wird, möchte ich gerne verstehen, ob sich die
Europäische Zentralbank auch auf solche Szenarien vorbereitet hat, in denen ein Land wie
Österreich – wir sprechen also nicht mehr über das Vereinigte Königreich, sondern über ein
Land, das zum Euro-Raum gehört – wenn es sich entscheiden sollte, in diesem Fall über eine
Volksabstimmung, aus der Europäischen Union austreten zu wollen, auf eine gewisse Art mit
der europäischen Währungsunion bricht, sozusagen den Stecker zieht.

Und dann würde ich gerne – hinsichtlich der Situation der Banken in Italien, die abgesehen
vom Ausgang des Referendums in jedem Fall eine sensible Situation zu bewältigen haben –
auch verstehen, ob in jedem Fall auf irgendein System im Rahmen der europäischen
Verordnungen zurückgegriffen werden muss, wenn die Banken Schwierigkeiten haben, die
Kapitalerhöhungen durchzuführen. Schließlich müssen wir bislang leider auf die europäischen
Regelungen zurückgreifen, um mit den Entschließungen und den Krisen umzugehen. Ich
möchte nachvollziehen können, ob die EZB auch mit einer Lösung zur Vermeidung einer,
auch begründeten, Panik vorgesorgt hat, gerade auch weil die Situation tatsächlich
systemabhängig ist.

1-027-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Bezüglich Ihrer ersten Frage kann
ich zunächst allgemein feststellen, ohne dabei auf ein spezifisches Land einzugehen, dass die
Unterstützung für euroskeptische Parteien in den letzten Jahren zwar gewachsen ist, dass aus
Meinungsumfragen aber hervorgeht, dass die Bürger nicht grundsätzlich gegen die
Entscheidungsfindung auf europäischer Ebene sind. Stattdessen deuten die Umfragen auf
etwas anderes hin: Die Bürger möchten, dass sich die Europäische Union um ihre zentralen
Anliegen kümmert, sie vor wirtschaftlichen und sicherheitsbezogenen Risiken schützt und
Lösungen für Probleme mit grenzübergreifendem Charakter findet, beispielsweise Migration,
Sicherheit, Terrorismus und Klimawandel.

Im Großen und Ganzen wurde die gemeinsame Währung auch in schwierigen Zeiten von den
Bürgern befürwortet. Die Unterstützung der Bevölkerung für den Euro blieb während der
gesamten Krise hoch. Gegenüber nationalen und europäischen Institutionen nahm die
Unterstützung in den letzten Jahren allerdings deutlich ab. Es scheint daher so, dass die Kritik
der Bürger dem Wunsch entspricht, dass in der europäischen Entscheidungsfindung eine
stärkere Verbindung zwischen Legitimität und Risiko geschaffen wird.

Was die EZB betrifft, bleibt zunächst abzuwarten, ob der Meinungswandel der europäischen
Bürger langfristig oder mittelfristig ist. Wir können unsererseits aber unser Bestes tun, um
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Maßnahmen zu treffen, mit denen die Erholung gefördert und konsolidiert wird, die
Bedingungen am Arbeitsmarkt verbessert werden und die Finanzmarktstabilität gewahrt wird.

In Bezug auf Ihre zweite Frage zu italienischen Banken kann ich antworten, dass die EZB
keine speziellen Maßnahmen plant und dies auch unsere Interventionsmöglichkeiten
übersteigen würde. Wir haben die Vorschriften der Europäischen Union, die Richtlinien, und
die EZB kann zu diesem Prozess am besten beitragen, indem sie sicherstellt, dass die Aufsicht
und Regulierung angemessen gestaltet und umgesetzt wird.

1-028-0000

Bernard Monot (ENF). – Herr Präsident, ich habe zwei Anliegen: Ziel der GLRG-
Programme (TLTRO) war es, die produktive Wirtschaft zu finanzieren und die Mängel der
LRG (LTRO) von 2012 zu beheben. Nun kann man davon ausgehen, dass wir hinreichend
Abstand gewonnen haben, um eine erste Bilanz zu ziehen.

Wurde Ihrer Meinung nach, abgesehen von den Geschenken an die Geldinstitute durch die
EZB, das Ziel erreicht, die Finanzierung von Unternehmen im Euroraum zu stärken? Können
Sie uns dazu globale Statistiken sowie konkrete Beispiel nennen?

Mein zweites Anliegen betrifft den Einheitlichen Aufsichtsmechanismus, SSM, und dessen
Steuerung. Was halten Sie, in Anbetracht der erneuten Kritik von Seiten des Rechnungshofes
der Europäischen Union, von diesem Bericht? Es scheint, als reichten die Mittel für die neuen
Aufsichtstätigkeiten nicht aus und als seien Ihre Teams mitunter überfordert oder gar schlecht
organisiert. Letztendlich verlässt sich die EZB bei ihren Aufsichtsaufgaben in erheblichem
Umfang auf die nationalen Behörden. Die erste Säule wird in der Praxis also vollkommen
umgangen.

Die zweite Säule, der BRRD, ist, wie die Krise in Italien oder jene der Deutschen Bank
zeigen, nicht anwendbar. Und die dritte Säule wird, aufgrund des Widerstands Deutschlands,
niemals zustande kommen.

Für Patrioten ist der SSM dementsprechend ein Misserfolg. Wieso sollte man also nicht einen
Schlussstrich unter die Bankenunion ziehen und den Staaten die Souveränität ihres nationalen
Bankensystems zurückgeben?

1-029-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Die erste Antwort lautet, dass die
Programme zu gezielten längerfristigen Refinanzierungsgeschäften und die Programme zum
Ankauf von Unternehmensanleihen im Großen und Ganzen ihre Ziele erreicht haben. Wie ich
bereits gesagt habe, ist die Finanzierung nichtfinanzieller Unternehmen, also
Großunternehmen, die zur Realwirtschaft gehören, konstant im Steigen begriffen und derzeit
auf dem gleichen Niveau wie vor fünf Jahren. Wir können beobachten, dass das Programm
zum Ankauf von Unternehmensanleihen ebenfalls neuen Spielraum geschaffen hat. Mir wird
häufig die folgende Frage gestellt: Führen unsere Maßnahmen nicht dazu, dass
Großunternehmen bevorzugt werden? Das trifft aber nicht zu. Durch das Programm zum
Ankauf von Unternehmensanleihen wurde in den Bilanzen der Banken mehr Spielraum für
die Kreditvergabe an KMU geschaffen. Dies können wir jeden Monat erneut aus den Daten
ablesen.

In Bezug auf Ihren anderen Punkt über den Bericht des Europäischen Rechnungshofs möchte
ich zunächst feststellen, dass wir den Bericht sehr zu schätzen wissen und es in der Tat
sinnvoll ist, sich mit einigen der Probleme, die im Bericht genannt werden und auf die ich in
Kürze eingehen werde, auseinanderzusetzen. Im Wesentlichen bietet der Bericht eine neue
Sichtweise und es werden die Bereiche aufgezeigt, in denen Verbesserungspotenzial besteht.
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Wir sollten aber nicht vergessen, dass der einheitliche Aufsichtsmechanismus (SSM) eine
außerordentliche Leistung darstellt, denn innerhalb von zwei Jahren ein Aufsichtssystem zu
schaffen, das 19 Länder und tausende Banken umspannt, ist meiner Ansicht nach ein Erfolg.
Allerdings bin ich natürlich kein unparteiischer Beobachter, also sehen Sie es als meine
persönliche Meinung.

Wir pflichten der Bewertung des Europäischen Rechnungshofs darin bei, dass für den SSM
eindeutig mehr Ressourcen erforderlich sind, und wir werden dieses Thema sehr bald, noch
vor Ende des Jahres, im EZB-Rat besprechen. Ich stimme der Bewertung des Europäischen
Rechnungshofs in diesem Punkt vollkommen zu.

In diesem Zusammenhang hat der Europäische Rechnungshof auch festgestellt, was Sie
bereits erwähnt haben, nämlich dass die Vor-Ort-Prüfungen vorwiegend von den zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten durchgeführt werden. Man muss bedenken, dass unweigerlich
Fehler passieren, wenn in kurzer Zeit tausende Personen eingestellt werden müssen. Kürzlich
wurden mehr als tausend Menschen neu beschäftigt. Deshalb gibt es im Hinblick auf die Vor-
Ort-Prüfungen eine Art von Arbeitsteilung zwischen der EZB und den nationalen Behörden.
Man muss auch berücksichtigen, dass der SSM nicht von der EZB allein verwaltet wird,
sondern gemeinsam mit den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten.

Wir können die Zahl der Vor-Ort-Prüfungen, die von der EZB als Zentralbehörde
durchgeführt werden, stetig erhöhen. Wir sollten jedoch nicht vergessen, dass Frankfurt nicht
die einzige wichtige Stelle ist und dass die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten die
Erfahrung, die Kompetenz, die Tradition und das Wissen haben, um wirksam vorzugehen,
daher sollten wir auf all das zurückgreifen.

Ebenfalls nicht unberücksichtigt bleiben darf der Aspekt, dass sich die gemeinsamen
Prüferteams oft aus verschiedenen Nationalitäten zusammensetzen, obwohl sie von den
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten geleitet und von nationalen Stellen durchgeführt
werden. Anders ausgedrückt sehen sich beispielsweise Prüfer aus Deutschland oder Prüfer aus
Italien und Frankreich Banken in anderen Ländern an, also ist nicht unbedingt jemand aus
Frankfurt erforderlich, um die Unabhängigkeit zu gewährleisten. Dennoch handelt es sich
dabei um eine hilfreiche Anmerkung, die uns dabei helfen wird, die Zahl der Vor-Ort-
Prüfungen zu erhöhen, die von Frankfurt aus durchgeführt werden.

Der Europäische Rechnungshof hat auch einige andere Fragen aufgeworfen, aber da Sie diese
nicht angesprochen haben, werde ich zum jetzigen Zeitpunkt nicht darauf eingehen. Ich werde
diese Themen erörtern, wenn ich danach gefragt werde.

1-030-0000

Danuta Maria Hübner (PPE). – Ich habe zwei Fragen. Die erste Frage betrifft die
Kapitalmarktunion. In diesem Jahr können wir diesbezüglich vielleicht erste Ergebnisse sehen
oder erste Rechtsvorschriften erlassen und eventuell können wir auch den Prozess einleiten,
durch den bestimmte Änderungen an der strukturellen Finanzierung der Wirtschaft
vorgenommen werden. Ich glaube, dass die Verlagerung weg von der Bankenfinanzierung
nicht rasch stattfinden wird, aber es könnte eine gewisse Entwicklung beginnen. Da Sie auch
einen makroprudenziellen Blickwinkel einnehmen können und die Situation nach den Folgen
für die Effizienz und Wirksamkeit der Geld- und Währungspolitik beurteilen können – und
ich weiß nicht, ob die EZB bereits derartige Überlegungen unternommen hat –, lautet meine
Frage nun: Wie wird sich die Kapitalmarktunion auf die Geld- und Währungspolitik
auswirken?

Meine zweite Frage bezieht sich darauf, dass insbesondere in den Medien hin und wieder
gemutmaßt wird, dass der EZB künftig nicht mehr genug Anleihen zum Kauf zur Verfügung
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stehen könnten. Die Renditeuntergrenze von −0,4 % für Anleihekäufe ist meines Wissens
jedoch selbst auferlegt und kann daher vermutlich geändert werden. Ich würde also gerne
wissen, ob Sie diesen Prozess beleuchten und klarstellen könnten, wie die Situation
tatsächlich aussieht.

1-031-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Auf Ihre erste Frage kann ich
antworten, dass wir während der großen Finanzkrise unter anderem die Erfahrung gemacht
haben, dass es von Vorteil ist, auf mehrere Kanäle für die Transmission unserer Geldpolitik
auf die Realpolitik zurückgreifen zu können und nicht nur auf den Bankenkanal zu vertrauen,
wie wir es während der Krise getan haben. Der Bankenkanal war damals für mehr als 80 %
der gesamten Intermediation verantwortlich – diese Zahl hat sich nun etwas verringert.
Natürlich wäre es aus geldpolitischer Sicht sehr wichtig, auf den Kapitalmarktkanal als
Option zurückgreifen zu können.

Dies müssen wir im Hinterkopf behalten, während wir uns weg von der Bankenfinanzierung
und hin zur Kapitalmarktfinanzierung bewegen, und womöglich wird es während der
Anhörung des Einheitlichen Abwicklungsausschusses zum Thema werden. Wir beobachten
eine Entwicklung vom Bankensektor zum Nichtbanken- oder Schattenbanksektor und sollten
uns die Frage stellen, welche Regulierung diesbezüglich sinnvoll wäre, welchen
Regulierungsrahmen wir brauchen. Das ist jedoch ein anderes Thema und für die
geldpolitische Transmission nicht unbedingt relevant, deshalb stimme ich vollkommen zu,
dass es besser wäre, einen gut funktionierenden und nicht fragmentierten Kapitalmarkt zu
haben. Und genau dafür werden in den kommenden Monaten und Jahren Maßnahmen
notwendig sein, denn um einen gemeinsamen Kapitalmarkt zu schaffen, muss die nach wie
vor bestehende Fragmentierung überwunden werden.
In Bezug auf die zweite Frage zum Mangel an Anleihen, kann ich – wie ich es bereits
mehrmals getan habe – feststellen, dass wir dieses Problem bewältigen können. Wir sind nicht
gebunden, unser Programm ist ausreichend flexibel und kann angepasst werden, um – wie
schon gesagt – den substanziellen geldpolitischen Akkommodationsgrad aufrechtzuerhalten,
der notwendig ist, um unsere Ziele zu erreichen.

1-032-0000

Pedro Silva Pereira (S&D). – Herr Vorsitzender, Herr Draghi, die Europäische Zentralbank
hat wiederholt ihre Forderung nach einer wachstumsfördernden Haushaltspolitik auf
europäischer Ebene betont. Heute haben Sie, Herr Draghi, diesen Punkt nochmals deutlich
gemacht, als Sie gesagt haben, dass man nicht auf die Währungspolitik allein setzen dürfe,
sondern auch wachstumsfördernde haushaltspolitische Strategien und Strukturen vonnöten
seien.

Nun ist allerdings Folgendes passiert: Die Europäische Union hat vor Kurzem eine leicht
expansive Haushaltspolitik für das kommende Jahr vorgelegt.

Meine Frage an Sie ist nun, ob dies, Ihrer Meinung nach, eine positive Entwicklung ist, ob
diese den Forderungen der Europäischen Zentralbank entspricht und ob das vorgeschlagene
Volumen von 0,5 % des BIP Ihrer Meinung nach ausreicht, um das Wachstum anzukurbeln.
Im Zusammenhang mit dieser Frage möchte ich darauf aufmerksam machen, dass die
Kommission selbst eingeräumt hat, dass die von ihr aufgestellten Haushaltspläne für das
kommende Jahr nicht zu einer solchen expansiven, sondern vielmehr zu einer noch
restriktiveren Politik führen und dass sie deshalb die Mitgliedstaaten dazu eingeladen hat, in
ihren nationalstaatlichen haushaltspolitischen Ansätzen selbst noch weiter zu gehen.

Ich frage Sie also, ob Sie es für wünschenswert erachten würden, wenn die Mitgliedstaaten
durch mehr haushaltspolitische Spielräume in der Lage wären, diesem Aufruf der
Kommission zu folgen.
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1-033-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Uns ist die Mitteilung der
Kommission mit dem Titel „Hin zu einem positiven fiskalischen Kurs für das Euro-
Währungsgebiet“ bekannt. Wie wir bereits festgestellt haben und wie Sie nun in Erinnerung
rufen, ist ein entschlossener Beitrag aus anderen Politikbereichen notwendig, sowohl auf
nationaler als auch auf EU-Ebene, um unsere geldpolitischen Maßnahmen optimal
auszuschöpfen.

Fiskalpolitische Maßnahmen sollten in Europa zum Aufschwung beitragen, aber sie müssen
weiterhin auch den Haushaltsvorschriften der Europäischen Union entsprechen. Wir halten es
für richtig, dass die Kommission die Zusammensetzung der fiskalpolitischen Maßnahmen in
den Vordergrund rückt. So haben wir mehrmals darauf hingewiesen, dass die Staaten eine
stärker wachstumsfördernde Zusammensetzung der fiskalpolitischen Maßnahmen anstreben
sollten.

Das in der Mitteilung der Kommission vorgeschlagene Konzept eines fiskalischen Kurses für
das Euro-Währungsgebiet kann, wenn es richtig ausgelegt wird, ein nützlicher Beitrag zu
unserer Diskussion über politische Maßnahmen sein. Allerdings stellt es keine rechtliche
Verpflichtung für die Mitgliedstaaten dar, die nach wie vor an den Stabilitäts- und
Wachstumspakt gebunden sind.

Die für 2017 geltenden Haushaltsplanentwürfe der Mitgliedstaaten deuten generell auf einen
neutralen fiskalischen Kurs hin, mit dem offenbar ein Gleichgewicht zwischen allgemeiner
Stabilität und notwendiger Nachhaltigkeit geschaffen wird. Wie die Kommission bereits
betont hat, sind die in den Haushaltsplanentwürfen dargestellten Beiträge der einzelnen
Mitgliedstaaten zum Kurs für das Währungsgebiet nicht optimal. Die Mitgliedstaaten, deren
Pläne womöglich nicht den Vorgaben entsprechen, müssen daher zusätzliche Maßnahmen
ergreifen, um die Haushaltsvorschriften einhalten zu können, während andere Mitgliedstaaten
ihren fiskalischen Spielraum freier nutzen können.

Der EZB-Rat unterstützt das Vorhaben der Kommission zum weiteren Ausbau des
Europäischen Fonds für strategische Investitionen – die Weiterführung des Juncker-Plans –
und sieht dem für März 2017 vorgesehenen Weißbuch der Kommission über die Vertiefung
der WU mit Interesse entgegen.

1-034-0000

Markus Ferber (PPE). – Vielen Dank, Herr Präsident! Ich hätte zwei kurze Fragen. Die erste
Frage betrifft den Umgang mit ausfallgefährdeten Krediten. Sie haben in Ihrem jüngsten
Financial Stability Review vom November dieses Jahres festgestellt, dass der europäische
Bankensektor erheblich unter dem extrem hohen Bestand an ausfallgefährdeten Krediten
leidet. Ein wesentlicher Grund bestehe darin, dass es in der Europäischen Union keinen
funktionierenden Markt für ausfallgefährdete Kredite gebe. Können Sie mir ein bisschen
erläutern, woran das liegt? Was kann da auf regulatorischer Ebene gemacht werden, und
warum haben Sie erst im September 2016 ein Konsultationsverfahren begonnen? Das
Problem ist ja schon länger bekannt.

Die zweite Frage ist: Wir stellen fest – ich habe hier die aktuelle Grafik von Ihrer Homepage
–, dass die Target-Salden wieder fast das Niveau des Frühjahrs und Sommers 2012 erreicht
haben. Sehen Sie Anlass zur Sorge, dass die Target-Salden wieder so hoch sind? Oder halten
Sie das für angemessen – auch im Hinblick darauf, dass aus den Bilanzen hervorgeht, dass der
größte Schuldner bei Ihnen das Land Italien ist, gefolgt von Spanien?

1-035-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Im Hinblick auf ausfallgefährdete
Kredite stimme ich Ihnen zu. Das ist ein Problem und muss daher auf überzeugende und
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beherzte Weise angegangen werden. Wenn dieses Problem nicht behoben wird, wird es
schlichtweg die Rentabilität von Banken und ihre Fähigkeit zur Kreditvergabe an die
Realwirtschaft beeinträchtigen.

Es bedarf mehrerer Veränderungen, um einen Markt für notleidende Kredite zu schaffen, der
bisher nicht vorhanden war. Um einen Markt einzurichten, der für den funktionierenden
Verkauf und die Preisgestaltung notleidender Kredite geeignet ist, sind Gesetzesänderungen
notwendig. Die erforderlichen Änderungen beziehen sich auf außergerichtliche Einigungen,
die Beteiligung von in diesem Bereich ausreichend kompetenten Intermediären und
Gerichtsverfahren. Im Grunde handelt es sich beim Thema notleidende Kredite um eine
Altlast. Einige der legislativen Änderungen, die vorgenommen wurden, betreffen nur
zukünftige notleidende Kredite, nicht vergangene. Ihr Nutzen ist in diesen Fällen klarerweise
begrenzt und Verbesserungen sind notwendig.

In Bezug auf TARGET2 trifft es zu, dass die TARGET2-Salden gestiegen sind, aber dieser
Anstieg ist bereits seit dem Beginn unseres Programms zum Ankauf von Vermögenswerten
zu beobachten. Dafür gibt es technische Gründe: Beinahe 80 % der Anleihen, die im Rahmen
des Programms von staatlichen Zentralbanken gekauft werden, werden von Parteien verkauft,
die nicht am selben Ort ansässig sind wie die kaufenden Zentralbanken, und etwa die Hälfte
von ihnen greifen über die Bundesbank auf das TARGET2-System zu. Das erklärt, wieso die
TARGET2-Salden in Deutschland ansteigen. Allerdings gibt es auch eine weitere Ursache:
Der Ankauf von Vermögenswerten bewirkt Portfolioumschichtungen bei den Verkäufern der
Vermögenswerte, und in jüngster Zeit haben einige von ihnen nach dem Verkauf von
Anleihen andere Wertpapiere erworben, bei denen es sich nicht um inländische Wertpapiere
handelt, oder Investitionen sonstiger Art getätigt.

Wir können also beobachten, dass die TARGET2-Salden steigen, aber ich bin nicht der
Ansicht, dass dies im Zusammenhang mit den Erfahrungen steht, die wir 2012 gemacht
haben. Die beiden Phänomene sind grundlegend verschieden und der Euro befindet sich
derzeit nicht in einer Vertrauenskrise, die ein derartiges Ansteigen der Targetsalden
rechtfertigen würde.

1-036-0000

Costas Mavrides (S&D). – Herr Draghi, ich werde auf Englisch sprechen. Sie haben in Ihren
einleitenden Bemerkungen festgestellt, dass gewisse Dinge im Euro-Raum vorangetrieben
werden müssen, beispielsweise die Bankenunion, und zwar unabhängig von der Teilnahme
des Vereinigten Königreichs am Binnenmarkt und von etwaigen Veränderungen nach der
Wahl von Donald Trump, und ich stimme Ihnen zu. Ich möchte Ihnen gerne zwei konkrete
Fragen zur Bankenunion stellen, dieses Mal nicht zur dritten Säule.

Zunächst zu Genossenschaften, die gemäß dem EU-Vertrag juristische Personen mit
besonderen Funktionsprinzipien sind.

Bei Genossenschaften – ich zitiere aus Artikel 54 – „handelt es sich vor allem um
Vereinigungen von natürlichen oder juristischen Personen, für die besondere und andere
Funktionsprinzipien als für andere Wirtschaftssubjekte gelten“. Gut?

Das bedeutet genossenschaftliche Institute, einschließlich genossenschaftlicher
Kreditinstitute.

Ich lese direkt aus Artikel 54 des EU-Vertrags vor: „Vereinigungen von natürlichen oder
juristischen Personen, für die besondere und andere Funktionsprinzipien als für andere
Wirtschaftssubjekte gelten“. Sind Sie der Ansicht, dass Institute dieser Art derzeit eine faire
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Behandlung durch die Bankenunion erfahren? Werden ihre besonderen Funktionsprinzipien in
der Bankenunion auf praktische Weise berücksichtigt? Das ist meine erste Frage.

Meine zweite Frage betrifft die unterschiedlichen Entscheidungen, die die zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Verordnungen und der europäischen
Gesetzgebung im Allgemeinen treffen. Dies bezieht sich auf die von Banken verwendeten
Vertragsbedingungen, auf unfaire Bedingungen und Vorgehensweisen von Banken.

1-037-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Um Ihre zweite Frage zu
beantworten: Wenn ich Sie richtig verstehe, fällt dies in den Bereich des
Verbraucherschutzes, genauer gesagt in die Sicherstellung fairer und ausgewogener
Geschäftsbedingungen für Bankkunden. Ich denke, dass dies derzeit im Aufgabenbereich der
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten liegt.

Zum andere Punkt bezüglich Genossenschaften: In Ihrer Frage geht es darum, ob die
Behandlung von Genossenschaften unter den gegenwärtigen Bestimmungen der Bankenunion
– ich meine damit die Aufsicht, die Kapitalverordnung – den Bestimmungen des Vertrags
entspricht, ist das richtig?

In diesem Fall kann ich Ihnen eine halbe Antwort geben und darauf hinweisen, dass die
Aufsichts- und Regulierungsverfahren fest auf dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
beruhen. Die andere Hälfte der Antwort werde ich Ihnen schriftlich zukommen lassen, denn
ich glaube, dass es eine gute Frage ist und die Sache genauer geprüft werden muss.

1-038-0000

Werner Langen (PPE). – Vielen Dank, Herr Präsident! Wir wären Ihnen zu Dank
verbunden, wenn Sie Ihre Argumente wegen der höheren Target-Zahlungen, nach denen der
Kollege Ferber gefragt hat, nochmals schriftlich mitteilen könnten, und erläutern könnten, wo
die Gründe dafür liegen? Ich habe das eben noch nicht ganz verstanden. Zumal dies ein
zusätzlicher Risikofaktor ist.

Das Bilanzvolumen der EZB ist jetzt – wenn ich die Zahlen richtig im Kopf habe – bei
2,8 Billionen Euro. Wir diskutieren seit längerem über die Risikobewertung der
Staatsanleihen, nicht nur im Baseler Ausschuss, sondern auch in der Öffentlichkeit. Wie geht
es weiter in den USA? Ich glaube, gemessen am Brexit ist die Finanzmarktproblematik für
Italien weitaus gravierender, nämlich kurzfristiger. Die EZB hat ja schon viele italienische
Staatsanleihen aufgekauft, die selbst gewählte Schwelle von 33 Prozent ist fast erreicht. Wie
bewerten Sie denn die Möglichkeiten, Italien aus der Schuldenfalle herauszuholen, und wer
könnte dort Verantwortung übernehmen?

Das Zweite: Wenn in den USA die Zinsen erhöht werden, ist es nicht so, dass es die EZB
dann extrem schwer hat, ihren jetzigen Kurs beizubehalten? Wird dann – wie Ihr
Direktoriumsmitglied Yves Mersch gesagt hat –, die Kehrtwende möglicherweise schneller
kommen, als bisher in allen Analysen gesagt und behauptet wurde? Wie weit ist die EZB in
dieser Frage – wenn der Dollar steigt und der Euro weiter fällt – noch souverän, einfach
darüber hinwegzugehen?

1-039-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Um den ersten Punkt zu
beantworten: Die Risiken unseres Programms zum Ankauf von Vermögenswerten werden zu
80 % von den staatlichen Zentralbanken getragen. In dieser Hinsicht ist die Europäische
Zentralbank also zu 80 % geschützt.

Es ist klar, dass durch längere Perioden mit niedrigen oder negativen Zinssätzen und hoher
Liquidität ein Nährboden gebildet wird, in dem Risiken für die Stabilität des Finanzsystems
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entstehen können. Diese können dadurch bedingt sein, dass eine andere große ausländische
Institution die Zinssätze erhöht, oder durch andere Faktoren. Wir können nur darauf
hinweisen, dass wir diese Risiken sehr genau überwachen, dass wir über die geeigneten
Instrumente zur Bewältigung dieser Risiken verfügen und dass das verhaltene Wachstum
derzeit das größte Risiko darstellt. Das größte Risiko besteht für uns darin, dass unser
Wachstum sich nicht konsolidieren und stillstehen könnte. Schwache Wachstumsaussichten
sind möglicherweise das ernsthafteste Risiko, dem wir heute gegenüberstehen. Das bedeutet
allerdings nicht, dass wir die Risiken für die Stabilität des Finanzsystems ignorieren, sondern
wir überwachen sie ständig und sind uns der Problematik bewusst, die mit dieser längeren
Periode der großen Liquiditätsausweitung einhergeht.

1-040-0000

Werner Langen (PPE). – Im Zusammenhang mit dem Brexit hören wir, dass in
Großbritannien möglicherweise ein unfairer Steuerwettbewerb avisiert wird. Da der
Steuerwettbewerb ohnehin schon ein extremes Problem innerhalb der Europäischen Union ist
– insbesondere kleinere Länder gegen große Länder –, wie bewerten Sie denn diese Gefahr
des Brexits, selbst wenn er erst langfristig zustande kommt?

1-041-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Sie sagen zwar oft, dass wir zu
viele Befugnisse besitzen und zu mächtig werden, aber Steuerbehörde sind wir noch keine.

(Gelächter)

1-042-0000

Werner Langen (PPE). – Ich habe ja in dieser Sache nicht nach Ihrer Autorität gefragt,
sondern nach Ihrer Einschätzung, ob das eine Gefahr ist für die Eurozone und für die
wirtschaftliche Entwicklung.

1-043-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Nein, aber ich denke, Sie sind alle
der Ansicht, dass es nicht unserem Mandat entspricht, Ansichten über die Steuerpolitik
anderer Länder zu äußern. Das fällt derzeit nicht in unseren Zuständigkeitsbereich.

1-044-0000

Jonás Fernández (S&D). – Herr Präsident, ich werde zwei Fragen stellen. Die erste Frage
betrifft den Brexit. Wir haben in dieser Sitzung bereits fast alles angesprochen, aber ich würde
gern noch nachhaken – und verbinde mit dieser Frage auch die Diskussion über den fiscal
stance der Kommission: Inwieweit kann das von der britischen Regierung angekündigte neue
Steuerpaket die negativen Folgen eines möglichen Brexit ausgleichen oder begrenzen, und
inwieweit wirkt sich diese Anpassung, dieser fiskalische Impuls, den es im Vereinigten
Königreich geben wird, auf den Impuls aus, den die Kommission geben möchte? Es stellt sich
die Frage, inwiefern der Vorschlag der Kommission angesichts des britischen fiskalischen
Impulses allzu gering bleiben kann, wenn man auch die Ziele der Geldpolitik berücksichtigt,
die sich aus den Auswirkungen der Wechselkursänderung ergeben.

Meine zweite Frage betrifft den Sieg von Trump in den Vereinigten Staaten. Auf kurze Sicht
sieht es so aus, als ob die Federal Reserve die Zinssätze schneller anheben könnte, allerdings
wird es in etwas mehr als einem Jahr einen Wechsel bei der Federal Reserve geben und es ist
angesichts der Aussagen des zukünftigen Präsidenten über die mögliche Unabhängigkeit bzw.
über die Unabhängigkeit der Federal Reserve wahrscheinlich, dass im Rahmen dieses
Wechsels eine exotischere Person an die Spitze der Federal Reserve gewählt wird, die diese
Zinspolitik revidieren und somit zu einer Aufwertung des Euro führen könnte, was die Ziele
der Geldpolitik mittelfristig verkomplizieren würde.

1-045-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Zu Ihrer ersten Frage über die
genauen Auswirkungen der Haushaltspläne des Vereinigten Königreichs auf den Euro-Raum
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merke ich an, dass ich nicht über genug Informationen verfüge, um diese einschätzen zu
können. Aber während all dieser Diskussionen sollten wir niemals vergessen, dass das
Vereinigte Königreich trotz seiner wirtschaftlichen und insbesondere seiner finanziellen
Bedeutung kleiner ist als der Euro-Raum.

Sicherlich wird es Auswirkungen geben, aber erstens wüsste ich nicht, wie wir deren
Richtung gegenwärtig abschätzen sollten, und zweitens ist der Umfang dieser Auswirkungen
aufgrund der unterschiedlichen Größe der zwei Gebiete zwangsläufig begrenzt. Das gilt auch
für viele andere Dinge, viele andere Fragen, im Zusammenhang mit den Befürchtungen, die
wir infolge der Entwicklungen im Vereinigten Königreich und deren Auswirkungen auf
unsere Realität haben.

Hinsichtlich Ihrer anderen Frage muss ich gestehen, dass ich nicht in die Pläne der neuen US-
Regierung in Bezug auf das Personal oder die Leitung der Fed eingeweiht bin. Im
Allgemeinen kann ich sagen, dass es wohl in niemandes Interesse liegen kann, die
Unabhängigkeit der Zentralbanken zu untergraben, insbesondere nicht im Interesse der
Jurisdiktion, in der sich die Zentralbank befindet.

1-046-0000

Siegfried Mureşan (PPE). – Präsident Draghi, ich möchte zunächst auf Italien eingehen und
dabei die von den Kollegen Balz und Langen gestellten Fragen weiter verfolgen, für deren
Beantwortung Sie bisher noch keine Zeit gefunden haben. Meine Frage lautet: Italien wird im
nächsten Jahr etwa 300 Mrd. EUR seiner Schulden refinanzieren müssen. Sollte dies für uns
und auch für Sie als Vertreter der Zentralbank einen Anlass zur Sorge darstellen und sollte der
Zinssatz, zu dem Italien die Refinanzierung vornimmt, über ungefähr 3,4 % liegen, was dem
durchschnittlichen Zinssatz der fällig werdenden Anleihen entspricht? Besteht aus Ihrer Sicht
hier Handlungs- und Interventionsbedarf seitens der EZB und könnte das OMT-Programm zur
Lösung beitragen? Gehen Sie davon aus, dass die italienische Regierung sich bereiterklären
wird, sich zu einem Reformprogramm im Rahmen des ESM zu verpflichten?

Das zweite Thema, das ich kurz ansprechen möchte, ist der Mangel an Sicherheiten. Im
Grunde ist seit der Finanzkrise eine erhöhte Nachfrage nach Sicherheiten zu beobachten, die
jedoch nicht unbedingt von einem höheren Angebot an hochwertigen Anlagen begleitet wird.
Welche Ansichten und Neuigkeiten haben Sie in Bezug auf die Vergabe von
Wertpapierdarlehen und welchen Ansatz verfolgt die EZB, um das Angebot von Sicherheiten
am Repomarkt zu erhöhen?

1-047-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Zur Staatsverschuldung Italiens –
wobei Sie diesbezüglich offenbar selbst über alle Antworten verfügen, also frage ich mich, ob
ich dem noch etwas hinzufügen kann – kann ich feststellen, dass die Nachhaltigkeit der
Verschuldung eines Staates in erster Linie an seiner Bereitschaft und Fähigkeit gemessen
wird, seine Schulden zu begleichen, und die italienische Verschuldung ist in dieser Hinsicht
nachhaltig. In Bezug auf die Zahlungsfähigkeit weise ich darauf hin, dass Italien über einen
der höchsten Basisüberschüsse innerhalb des Euro-Raums verfügt. Die Fremdkapitalkosten
haben sich in den letzten Jahren normalisiert und das italienische Wachstum erholt sich
kontinuierlich.

Allerdings bedeutet das nicht, dass es Anlass zur Selbstzufriedenheit gibt. Italien hat
innerhalb des Euro-Raums eine der höchsten Verschuldungsquoten im Verhältnis zum BIP
und ist daher anfällig für Schocks. Deshalb ist es wichtig, dass das Land die Verpflichtungen,
die aus dem Stabilitäts- und Wachstumspakt entstehen, einhält, darunter deutliche
Basisüberschüsse und insbesondere das anhaltende Bemühen um Strukturreformen.
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Natürlich ist es auch sehr wichtig, das Wachstumspotenzial Italiens zu erhöhen und dadurch
die Nachhaltigkeit seiner Staatsverschuldung dauerhaft zu verbessern. Es wurden bereits
ermutigende Fortschritte im Hinblick auf den haushaltspolitischen Steuerungsrahmen und den
Bankensektor erzielt und somit einige Verbesserungen erreicht, aber es gibt wie gesagt keinen
Anlass zur Selbstzufriedenheit.

Zum zweiten Punkt über Sicherheiten: Wir verfügen über einen Risikorahmen für
Sicherheiten, der derzeit überarbeitet wird. Ich denke, es gab dabei eine Änderung. Der
Risikorahmen wird unterschiedlich häufig überarbeitet, aber – wenn ich es richtig im Kopf
habe – zumindest alle eineinhalb bis zwei Jahre. Es fand vor Kurzem eine Überarbeitung statt
und bisher funktioniert alles einwandfrei.

Eine Anmerkung noch zum Programm zur Wertpapierdarlehensvergabe, über das Sie sich
erkundigt haben. Es ist enorm wichtig. Es ist wesentlich für das reibungslose Funktionieren
der Finanzmärkte. In den vergangenen Wochen war seine Funktionsweise jedoch nicht
optimal. Im Übrigen sind in erster Linie die staatlichen Zentralbanken dafür zuständig, aber
wir arbeiten kontinuierlich an Verbesserungen und der EZB-Rat ist sich des
Handlungsbedarfs bewusst.

1-048-0000

Georgios Kyrtsos (PPE). – Ich habe zwei Fragen. Erstens hoffen wir in Griechenland, dass
kurzfristige Maßnahmen in Bezug auf die griechische Staatsverschuldung getroffen werden,
mit denen die Ausgaben für den Schuldendienst in den kommenden Jahren weiter verringert
werden. Diese Maßnahmen entsprechen dem Beschluss der Euro-Gruppe vom Mai 2016.
Andererseits steht die Europäische Union einer Situation gegenüber, in der die Kosten zur
Finanzierung der Staatsschulden einiger europäischer Länder kontinuierlich steigen, was auf
die Entwicklungen in den USA und eine gewisse politische Instabilität in der Europäischen
Union zurückzuführen ist. Welche kurzfristigen Maßnahmen kann Griechenland also in
Bezug auf seine Staatsverschuldung erwarten?

Zweitens, Präsident Draghi, heben Sie immer wieder hervor, dass die Geldpolitik der
Europäischen Zentralbank mit einer konstruktiven Fiskalpolitik und Fortschritten bei
Strukturreformen einhergehen muss, damit Sie erfolgreich sein kann. Allerdings stehen vielen
Regierungen in der Europäischen Union politische Herausforderungen oder entscheidende
Wahlen bevor. Es scheint, dass wir erst Ende 2017 herausfinden werden, wie viele
Mitgliedstaaten in der Lage sind, dazu beizutragen, eine umfassende und wirksame
Wirtschaftspolitik zu gestalten und umzusetzen. Sind Sie der Auffassung, dass die
zwölfmonatige Lücke, die ich eben beschrieben habe, durch die Geldpolitik der EZB
überbrückt werden kann?

1-049-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Zum ersten Punkt: Wenn wir die
Diskussionen betrachten, die zwischen den verschiedenen Interessenträgern des griechischen
Anpassungsprogramms stattfinden, wird klar, dass es weiterhin ernsthafte Bedenken über die
Nachhaltigkeit der griechischen Staatsschulden gibt. Es liegt also sowohl im Interesse des
Euro-Raums als auch Griechenlands, eine dauerhafte Lösung zu finden, mit der die
Nachhaltigkeit der griechischen Staatsverschuldung kurzfristig wie auch längerfristig
sichergestellt werden kann.

Seit der Sitzung der Euro-Gruppe am 7. November wissen wir, dass gegenwärtig die erste
Runde an kurzfristigen Maßnahmen zur Schuldenerleichterung vorbereitet wird, und wir
sehen einer Vereinbarung über solche Maßnahmen bei der nächsten Sitzung freudig entgegen.
Wir erwarten also eine Lösung, durch die das volle Vertrauen in die Nachhaltigkeit der
öffentlichen Schuldendynamik wiederhergestellt und den vielen Risiken, die mit dem
Programm verbunden sind, begegnet wird.
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1-050-0000

Jakob von Weizsäcker (S&D). – Präsident Draghi, ich habe zwei Fragen an Sie. Die erste
Frage betrifft den Infrastrukturplan von Donald Trump, der in der schwierigen Situation nach
den US-Wahlen einen Hoffnungsschimmer darstellt. Offenbar hat sein Plan gerade heute
starken Rückhalt vonseiten der OECD erfahren, die prognostizierte, dass damit in den USA
das Wirtschaftswachstum gesteigert wird, die Ungleichheit verringert wird und entmutigte
Arbeiter gefördert werden. Das ist der Standpunkt der OECD. Hoffen wir, dass der Plan den
Vorhersagen der OECD entsprechen wird. Meine Frage ist jedoch eine andere. Würde die
Europäische Zentralbank es angesichts des konjunkturellen Rückstands des Euro-Raums
gegenüber den USA noch nachdrücklicher begrüßen, wenn beispielsweise die deutsche
Regierung nach der Wahl im Jahr 2017 einen ähnlich ehrgeizigen Plan über
Infrastrukturinvestitionen vorlegen würde?

Wie würden Sie es zudem bewerten, dass es vor diesem Hintergrund bis dato keine große Idee
gab, eine makroökonomisch spürbare Investitionsinitiative zu starten? Welche Empfehlungen
haben Sie im Hinblick auf die derzeit diskutierte Verlängerung des Europäischen Fonds für
strategische Investitionen 2.0? Das sind meine ersten Fragen.

Zweitens vertritt die EZB immer häufiger den Standpunkt, dass es in einigen Gebieten
Europas eine zu hohe Bankendichte gibt – eventuell auch in unseren beiden Ländern, wer
weiß? In welcher Weise kann Ihrer Ansicht nach die erforderliche Konsolidierung stattfinden,
wenn dies tatsächlich der Fall ist? Sollte sie beschleunigt werden, indem die regulatorische
Nachsicht endgültig beendet wird? Ich persönlich würde dies derzeit für übertrieben halten.
Oder sollte dieser Prozess aufgeschoben und die regulatorische Nachsicht beibehalten werden,
wodurch wir weiterhin zusehen müssen, wie Banken ohne Geschäftsmodell auf ihre Rettung
spekulieren?

Wie sollte ein derartiger Konsolidierungsprozess Ihrer Ansicht nach organisiert sein? Würden
Sie eine Konsolidierung auf nationaler oder auf europaweiter Ebene bevorzugen?

1-051-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Ich möchte zunächst Ihre zweite
Frage beantworten. Es trifft zu, dass die Europäische Zentralbank und der Einheitliche
Abwicklungsausschuss wiederholt darauf hingewiesen haben, dass der Bankenmarkt auf
unserem Kontinent übersättigt ist. Wir müssen uns jedoch auf eine tiefer liegende Ebene
begeben, bevor wir feststellen können, was zu tun ist und wo und wie dies zu tun ist.

In bestimmten Teilen unseres Bankensystems gibt es zwar eine große Zahl von
Marktteilnehmern, aber sie handeln sehr effizient und wirksam, haben eines der niedrigsten
Kosten-Ertrags-Verhältnisse und leisten einen ausgezeichneten Beitrag zur Wirtschaft. In
anderen Teilen trifft das Gegenteil zu: Dort gibt es wenige Marktteilnehmer, die hochgradig
ineffizient sind, ein hohes Kosten-Ertrags-Verhältnis und ein schlechtes Risikomanagement
besitzen und ihrer Wirtschaft sehr schlechte Dienste erweisen. Wenn wir darauf hinweisen,
dass der europäische Bankenmarkt übersättigt ist, müssen wir diese Aussage daher
präzisieren. Und es ist relativ klar, dass diese Bemühung letztendlich auf die Schaffung eines
Bankensystems abzielt, das nicht nur stark und widerstandsfähig ist, sondern auch der
Realwirtschaft gute Dienste leistet. An diesem Ziel sollten wir uns bei der Gestaltung eines
Konsolidierungsprozesses orientieren.

Zweitens liegt nicht auf der Hand, wie wir vorgehen müssen. Es gibt zwei Vorgehensweisen,
mit denen in einem Sektor umfassende strukturelle Änderungen bewirkt werden können. Die
eine Vorgehensweise ist, auf eigene Anreize und individuelle Initiativen zu setzen und darauf
zu vertrauen, dass die Beteiligten selbst die besten Synergien und Potenziale finden und dann
aus Eigeninteresse die beste Gestaltungsart wählen. Die andere Vorgehensweise ist eine Art
Großentwurf, und es ist derzeit nicht klar, wie dieser aussehen würde, weil es einerseits
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schwierig ist, einen Großentwurf im Kopf zu behalten, und andererseits große Teile unserer
nationalen europäischen Gesetzgebung im Grunde relativ neu sind. Es ist also nicht klar, ob
wir uns derzeit in einer Situation befinden, die geeignet ist, einen Konsolidierungsprozesses
durchzuführen.

Nachdem wir verstanden oder geltend gemacht haben, dass eventuell eine Übersättigung des
Bankenmarkts vorliegt, müssen wir als nächsten Schritt festlegen, was wir damit genau
meinen – welche Maßnahmen hier wirksam sind, welche dort –, und ich bin nicht dafür,
abstrakte Entwürfe für den Bankensektor durchzuboxen. Die zentrale Frage lautet: Welche
Dienste leisten diese Banken ihren Kunden und der Realwirtschaft und wie hoch ist die
Effizienz ihrer Verwaltung?

Sollte die Konsolidierung auf nationaler Ebene stattfinden oder nicht? Ich sehe es nicht
unbedingt so. In einigen Fällen würde dies für die Realwirtschaft von Vorteil sein, in anderen
Fällen nicht. Ich sehe also keinen Grund, eine Konsolidierung auf nationaler Ebene
vorzunehmen, und es sollte bei unserer Entscheidungsfindung kein ausschlaggebender Faktor
sein.

Zu Ihrer anderen Frage, der ersten Frage: Es trifft sicherlich zu, dass staatliche Investitionen
in den vergangenen 15 Jahren beträchtlich zurückgegangen sind. Es steht ebenso außer
Zweifel, dass höhere staatliche Investitionen positive Auswirkungen auf die Nachfrage haben
und zum Produktionspotenzial des Staates beitragen können, der sie tätigt, weil dadurch im
Grunde sein Kapital gesteigert und bei gezielter Durchführung sicherlich auch sein
Produktionspotenzial erhöht wird.

Gezielte Investitionen sind wesentlich, denn der starke Rückgang staatlicher Investitionen
liegt auch darin begründet, dass es sich dabei in vielen Fällen um reine Verschwendung
handelte. Wir müssen staatliche Investitionen gezielt in den Bereichen tätigen, die am
stärksten dazu beitragen, Produktivität und Produktionspotenzial zu steigern. In diesem
Zusammenhang habe ich bereits häufig darauf hingewiesen, dass wir auf eine stärker
wachstumsfördernde Zusammensetzung der nationalen Haushalte hinarbeiten sollten, um die
laufenden Ausgaben zu verringern und gezielte Investitionen zu erhöhen.

Zur Verlängerung des Europäischen Fonds für strategische Investitionen (EFSI) ist
festzustellen, dass die EZB diese auf jeden Fall befürwortet, und zwar aus dem bereits
genannten Grund, dass sich eine Steigerung der staatlichen Investitionen in einem gezielten
Bereich sicherlich positiv auf die Wirtschaft des Euro-Raums auswirkt.

1-052-0000

Sander Loones (ECR). – Herr Draghi, ich beziehe mich auf Ihre abschließenden
Bemerkungen vorige Woche in Straßburg. Sie erwähnten damals, dass die Märkte zunächst
stark auf die US-Wahl reagiert hätten, sich die Reaktion dann aber abgeschwächt hätte, und
Sie wiesen ferner darauf hin, dass die Märkte sich als widerstandsfähig erwiesen hätten, was
auch den Vorbereitungen der Bank of England und der Europäischen Zentralbank zu
verdanken sei – und hier möchte ich einhaken. Diesen Standpunkt haben Sie auch heute in
ihren einleitenden Bemerkungen wiederholt und ich möchte Sie darum bitten, ausführlicher
darauf einzugehen. Könnten Sie erläutern, um welche Vorbereitungen es sich dabei handelte
und welche Maßnahmen Sie vor und nach dieser Wahl genau getroffen haben?

1-053-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Es ist darauf hinzuweisen, dass
die Vorbereitungen der Bank of England und der EZB sich auf das Ergebnis des britischen
Referendums beziehen, nicht auf Trump und die US-Wahl, also auf unterschiedliche
Situationen.
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Wir haben dadurch lediglich gewährleistet, dass die Änderungen der Preise für
Vermögenswerte, die in den drei, vier, fünf Tagen nach dem Referendum zu beobachten
waren, nicht zu starken Verlagerungen bei den Finanzintermediären führen. So haben wir
beispielsweise sichergestellt, dass die Banken auf geeignete Liquiditätslinien zurückgreifen
konnten, dass ihre Liquiditätslage auf der ganzen Linie gestärkt wurde und dass die Aufsicht
vor dem Ereignis ausreichend war, um rasch auf etwaige bedenkliche Entwicklungen
reagieren zu können – solche Vorbereitungen wurden getroffen.

1-054-0000

Sander Loones (ECR). – Eine Zusatzfrage noch: Wurden diese Maßnahmen nun eingestellt
oder sind Sie der Ansicht, dass derartige Maßnahmen auf kurze und mittlere Sicht oder auf
lange Sicht notwendig bleiben?

1-055-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Nein, von unserer Seite aus
werden derzeit keine bestimmten Maßnahmen getroffen, außer jene zur weiteren Stärkung
unseres Aufsichts- und Regulierungsrahmens.

1-056-0000

Sander Loones (ECR). – Um ein anderes Thema anzusprechen: Die Deutsche Bank
veröffentlichte am 1. November einen Bericht über die Schattenseiten der quantitativen
Lockerung, in dem geltend gemacht wird, dass die Geldpolitik die Reformdynamik
einbremse, die Sie jedoch einfordern. Sie weisen immer wieder nachdrücklich darauf hin, dass
die Mitgliedstaaten Strukturreformen einleiten und umsetzen müssen. Im Bericht wird
festgestellt, dass die Dynamik gerade wegen Ihrer lockeren Geldpolitik verloren ging. Bis
Juli 2012 war das Umfeld von hohen Zinssätzen geprägt, die die Regierungen dazu zwangen,
Reformen durchzuführen. Betrachtet man die Empfehlungen der OECD, so wurden vor 2012
mehr als die Hälfte von ihnen umgesetzt. Im Vergleich dazu wurden 2015 nur mehr 20 %
umgesetzt.

Meine Frage ist zwar nicht neu, aber ich würde sie trotzdem gerne wieder stellen: Stimmen
Sie dieser Einschätzung der Deutschen Bank zu? Sind Sie ebenfalls der Ansicht, dass die
Dynamik für Strukturreformen, die beispielsweise in Bezug auf die Arbeitsmärkte, das
Rechtssystem, das Sozialsystem und die Steuerpolitik dringend erforderlich sind, durch die
Interventionsmaßnahmen der Europäischen Zentralbank beeinträchtigt wurde?

1-057-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Die Antwort lautet nein, ich
stimme nicht zu. Ich habe meinen Standpunkt bereits mehrfach erörtert. Hohe Zinssätze
führen nicht zwangsläufig zu einem stärkeren Reformgeist bei den politischen
Entscheidungsträgern. Die aktuellen Erfahrungen zeigen, dass insbesondere am Arbeitsmarkt,
aber auch in anderen Wirtschaftsbereichen, Veränderungen und wichtige Strukturreformen
stattfanden, obwohl die Zinssätze bereits seit einiger Zeit niedrig waren.

Der zweite Punkt ist: Wir müssen wissen, über welche Art von Strukturreformen wir
sprechen. Wenn wir einen Zusammenhang zwischen Strukturreformen und dem Zinsniveau
feststellen, geht es vermutlich um haushaltsbezogene Strukturreformen. Der Haushalt muss
finanziert werden. Je schwieriger sich die Finanzierung des Haushalts gestaltet, desto stärker
sind die Anreize für seine Rationalisierung. Beispielsweise finden unter solch dringlichen
Bedingungen häufig Pensionsreformen statt. Aber ist das die einzige Art von
Strukturreformen, von der wir sprechen? Natürlich nicht. Reformen können auch in der Justiz,
im Bildungssystem, im Politiksystem, im Wahlrecht, in der Verfassung durchgeführt werden.
Führen Staaten wirklich nur dann solche Reformen durch, wenn die Zinssätze hoch sind, aber
nicht, wenn sie niedrig sind? Das bezweifle ich.
Das entspricht nicht der Logik. Und auch aus den Forschungstätigkeiten der EZB geht hervor,
dass niedrige Zinssätze in Wirklichkeit einen Anreiz bieten, Reformen durchzuführen, da
Reformen klassischerweise für die einen Vorteile und für die anderen Nachteile bringen und
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deshalb finanzielle Mittel erforderlich sind, um Wiedergutmachungen und Entschädigungen
in den Bereichen zu leisten, in denen durch die Reformen die größten Schäden entstehen.

Es gibt noch weitere Argumente, wieso ich nicht der Ansicht bin, dass wir die Anreize
geschwächt haben, wobei ich wie gesagt jene Reformen ausnehme, die mit der staatlichen
Haushaltsfinanzierung verbunden sind.

1-058-0000

Fulvio Martusciello (PPE). – Ich versuche es noch mal, die Frage wurde Ihnen ja bereits von
meinem Fraktionskollegen Burkhard Balz gestellt.

Vor einigen Tagen titelte die Financial Times, dass, wenn im Referendum in Italien das Nein
sich durchsetzen würde, Italien aus dem Euro austrete. Halten Sie es für möglich, dass ein
Land, ohne es eigentlich zu wollen und nur aufgrund der Durchführung eines Referendums
aus dem Euro austreten kann?

Und dann meine zweite Frage, bei der ich nicht weiß, ob Sie uns hierauf eine Antwort geben
können, da Sie dem Kollegen Valli ja bereits entsprechende Hinweise gegeben haben: Heute
Morgen haben die englischen und italienischen Tageszeitungen, die sich auf diese Nachricht
beziehen, erneut getitelt, dass acht italienische Banken gefährdet wären, wenn das Nein im
italienischen Referendum gewinnen würde. Versetzen Sie sich in die Lage eines Sparers bei
diesen Banken: Was würden Sie tun? Sie würden doch sicher noch heute Vormittag Ihre
Einlagen abheben, um nicht dem Bail-in zum Opfer zu fallen.

Vor einigen Tagen äußerte der Präsident der Deutschen Bundesbank, dass das eigentliche
Problem darin begründet liege, dass die Präsidenten der Zentralbanken manchmal auch
Politiker seien. Ich halte dies hingegen für einen großen Vorzug und wir erwarten von Ihnen
ein politisches Signal zur Beruhigung der Märkte und vor allem der Anleger, denn die
heutigen Schlagzeilen in Italien rufen eine große ungerechtfertigte Panik hervor und können
durchaus einen gewissen Einfluss auf den Wettbewerb der Banken ausüben.

1-059-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Es tut mir leid. Sie haben
gemeint, dass Sie nicht sicher sind, ob ich diese Frage beantworten werde, und Sie hatten
recht damit, denn ich werde sie nicht beantworten. Ich werde weder zur einen noch zur
anderen Frage Spekulationen äußern.

1-060-0000

Fulvio Martusciello (PPE). – Ich verstehe Ihre Antwort, Herr Präsident, berücksichtigen Sie
dabei jedoch, dass ich angesichts einer Wirtschaftszeitung, die schreibt, dass wenn das
Referendum nicht durchkommt, Italien aus dem Euroraum austritt, zumindest eine
Stellungnahme hierzu erwarte.

Kann ein Land, ohne es eigentlich zu wollen, aus dem Euro-Raum allein deshalb austreten,
weil ein Referendum nicht durchkommt? Das ist eine Frage, auf die meiner Meinung nach der
Präsident der Europäischen Zentralbank antworten müsste.

1-061-0000

Vorsitzender. – Ja, Ihre Frage scheint auch mit der Kampagne und der Debatte in unserem
Land im Zusammenhang zu stehen, aber ...

1-062-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Ich werde keine Kommentare zu
den Kommentaren anderer Personen über die Artikel wiederum anderer Personen abgeben,
also gilt weiterhin, was ich vorhin gesagt habe.
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1-063-0000

Michael Theurer (ALDE). – Vielen Dank! Herr Präsident, Sie haben die Notwendigkeit von
Strukturreformen in den Staaten angesprochen. Können Sie hier auf der Zeitschiene eine
Aussage treffen, wieviel Zeit wir da haben? Wenn wir mal die Dollar-Währungszone in den
USA mit der Eurozone vergleichen, dann stelle ich fest, dass die beiden Zentralbanken in
etwa dieselben Kompetenzen haben. Der Unterschied liegt eher bei den politischen
Institutionen und bei der Frage der Anpassung.

Müssten Sie in dem Zusammenhang nicht deutlicher machen, dass Zentralbanken vor allen
Dingen die kurzfristigen Zinsen beeinflussen können, dass die langfristigen Zinsen aber von
anderen Faktoren abhängen – unter anderem von Wachstumsperspektiven? Und wenn die
langfristigen Zinsen trotz der Veränderungen an den bond markets jetzt gerade niedrig sind,
hängt das doch mit Sicherheit auch damit zusammen, dass internationale Finanzmärkte diese
Wachstumsperspektiven in Europa geringer einschätzen als woanders.

1-064-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Ich stimme Ihnen voll und ganz
zu. Ich habe bereits mehrmals darauf hingewiesen, dass Geldpolitik – unsere ausgesprochen
akkommodierende Geldpolitik – zwar zum Konjunkturaufschwung beitragen wird, aber dass
es auch anderer Maßnahmen bedarf, damit dieser Aufschwung auf lange Sicht nachhaltig ist,
und zwar insbesondere Strukturmaßnahmen, durch die das Wirtschaftswachstum und das
Produktionspotenzial erhöht wird. In dieser Hinsicht stimme ich Ihnen zu.

1-065-0000

Pervenche Berès (S&D). – Herr Präsident, Sie wollten noch einmal auf den Bericht des
Rechnungshofes zum Einheitlichen Aufsichtsmechanismus zurückkommen. Ich würde Ihnen
diese Möglichkeit gerne geben und mit Ihnen gemeinsam detailliert schauen, was sie von
diesem Bericht des Rechnungshofes halten, der sich, meiner Meinung nach, immer mehr in
die Politik einmischt, anstatt sich um Finanzen zu kümmern. Aber das ist ein anderes Thema.

1-066-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Ich möchte zunächst noch einmal
feststellen, dass wir den Bericht begrüßen und dass einige der im Bericht angesprochen
Punkte sehr hilfreich sind, weil sie Informationen für die Diskussionen liefern, die im EZB-
Rat in Bezug auf das Personal des einheitlichen Aufsichtsmechanismus (SSM) stattfinden
werden.

Im Bericht wird allerdings behauptet, dass die Europäische Zentralbank keine volle
Bereitschaft zur Zusammenarbeit zeige, obwohl in der EZB die Ansicht herrscht, dass wir der
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Rechnungshof viel Zeit gewidmet haben. Eines muss
jedoch klar sein: Der Rechnungshof hat lediglich den Auftrag, die Effizienz der Verwaltung
zu prüfen, daher können wir in anderen Punkten nicht kooperieren. Auf jeden Fall wird die
Kommission das Mandat des Rechnungshofs sehr bald überprüfen.

Der zweite Punkt betrifft die Trennung der Zuständigkeiten. Die Tatsache, dass einige Dienste
vom SSM und der EZB gemeinsam genutzt werden, darunter etwa IT- und Personaldienste,
wird als mangelnde Trennung interpretiert. Das hat jedoch nichts damit zu tun. Die Trennung,
die grundsätzlich gewahrt werden muss, ist jene zwischen der geldpolitischen Funktion und
der Aufsichtsfunktion. Die gemeinsamen Dienste beeinträchtigen diese Trennung in keiner
Weise. Wir wollen dadurch lediglich Doppelgleisigkeiten und Verschwendungen so weit wie
möglich vermeiden.

1-067-0000

Dimitrios Papadimoulis (GUE/NGL). – Herr Draghi, ich habe Ihre Antwort auf die Frage
meines Kollegen Kyrtsos mit Interesse aufgenommen, nämlich dass Sie beim nächsten
Treffen der Eurogruppe mit Schuldenerleichterungen rechnen - wie Sie wörtlich sagten -, und
zwar sowohl kurz- als auch langfristig und bezogen auf den öffentlichen und den privaten
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Bereich. Wir hören jedoch auch Stimmen, die sagen, dass dies nicht notwendig sei und dass
dies weder dem Euroraum noch Griechenland zugutekäme und man die Diskussion erst nach
zwei Jahren führen solle.

Was entgegnen Sie all jenen, die sagen, dass wir nichts unternehmen sollen, dass dies weder
für Griechenland noch für den Euroraum gut sei? Wie kommentieren Sie die heutige
Mitteilung der OECD, nach der eine weitere Reduzierung der Schuldenlast für Griechenland
erforderlich ist?

1-068-0000

Werner Langen (PPE). – Herr Präsident, Sie haben zu Recht in der Vergangenheit immer
wieder auf die Strukturreformen hingewiesen. Da wir ja heute auf der Suche nach konkreten
Antworten sind, meine Frage: Welche sind nach Ihrer Überzeugung die wichtigsten
Strukturreformen in den drei größten Euroländern Deutschland, Frankreich und Italien?

1-069-0000

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. – Die Antwort auf die erste Frage
lautet: Wenn wir die derzeitige Situation betrachten, können wir erkennen, dass die
griechische Bevölkerung in den letzten Monaten viele Fortschritte gemacht hat, und es ist
wichtig, diese Fortschritte nicht zu gefährden. Der Idealfall ist nun, dass die aktuelle
Überprüfung erfolgreich abgeschlossen wird, wofür die Chancen gut stehen. Wichtig ist, dass
die positive Dynamik beibehalten wird und alles gut zu Ende gebracht wird.

Ihre zweite Frage, Herr Langen, ist schwierig zu beantworten. Jedes Land hat seine eigene
Liste an Reformen, die vom Produktmarkt über den Wettbewerb bis hin zu Dienstleistungen
reicht. Die Vollendung des Binnenmarkts würde in jedem der drei Länder einen großen
Schritt nach vorne bedeuten und ist damit ein Thema, das homogen auf alle drei Länder
anwendbar ist. Ein weiterer Bereich ist, wie ich wohl schon erwähnt habe, der Arbeitsmarkt.
In einigen Ländern sind jedoch auch die Justiz, das Bildungssystem – also die Verbesserung
der Fähigkeiten, um den Bedarf des Marktes zu decken – und andere Bereiche betroffen. Die
Liste ist sehr umfangreich und von Land zu Land verschieden, mit Ausnahme des
Binnenmarkts, der für alle Länder gleichermaßen wichtig ist.

1-070-0000

Vorsitzender. – Vielen Dank. Wir schließen hiermit den ersten Teil des geld- und
währungspolitischen Dialogs ab. Präsident Draghi wird in wenigen Minuten für den zweiten
Teil zurückkehren, an dem er in seiner Funktion als Vorsitzender des Europäischen
Ausschusses für Systemrisiken teilnimmt.

(Die Sitzung wird um 17.00 Uhr beendet.)


